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3. 0 Candtags⸗ Verhandlungen. 
56. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. (4. März) 
11 Uhr. Am Miniſtertiſch Camphauſen und Graf Königsmarck mit 
mehreren Commiſſarien. ; 
Zwei neue Geſetzentwürfe find an das Präſidium des Hauſes gelangt: 
1) vom Miniſter des Innern, betreffend die Ausführung des Vorbehaltes 
bezüglich der Grafſchaſten Wernigerode und Stollberg im § 181 der Regie⸗ 
rungs⸗Verordnung dom 13. September 1872; 2) vom Miniſter der lanv⸗ 
feen Angelegenheiten, betreffend das Koſtenweſen in Auseinander⸗ 
etzungsſachen. : 
"nn zweite Berathung des Steuerreformgeſetzes, die geſtern nach 
erfolgter Entſcheidung über das Princip der Contingentirung (§ 6) und den 
Klaſſenſteuertarif (S 7) abgebrochen wurde, wendet ſich beute dem § 5 der 
Com niſſionsvorlage zu, der die von der Klaſſenſteuer befreiten Kategorien 
unter acht Nummern aufzählt, nachdem in der Einleitung gejagt it: „Der 
Klaſſenſteuer ſind unterworfen diejenigen Einwohner in nicht mahl⸗ und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Orten, deren jährliches Einkommen den Betrag von 
1000 Thalern nicht überſteigt.“ x 1 
Befreit von der Klaſſenſteuer find: a) Alle diejenigen Perſonen, 
deren Jahres⸗Einkommen den Betrag von 140 Thlr. nicht erreicht; b) Perſonen 
vor vollendetem 16. Jahre, ſoweit ſie zu der erſten Stufe gehören; c) alle zur 
Friedensſtärke des Heeres und der Marine gehörigen Perſonen des Unter⸗ 
offtzier⸗ und Gemeinen⸗Standes nebſt den in ihrer Haushaltung lebenden 
Mitgliedern ihrer Familien, ſofern ſie ſelbſt oder dieſe ihre Angehörigen 
nicht aus dem Betriebe eines Gewerbes, oder der Landwirthſchaft oder aus 
Grund⸗ oder Kapital⸗Vermögen ein Einkommen von mindeſtens 140 Thlr. 
haben; d) die Unteroffiziere und Mannſchaften des Beurlaubten⸗Standes 
und ihre Familien, ſowie alle in Kriegszeiten zum Heeresdienſt aufgebotenen 
oder freiwillig eingetretenen Perſonen des Unteroffizier- und Gemeinen⸗ 
Standes und deren Familien, in den Monaten, in welchen ſie ſich im acti⸗ 
ven Dienſte befinden; e) alle Offiziere, Aerzte und Beamten des Heeres und 
der Marine für die Zeit, während welcher ſie mobil gemacht ſind oder zur 
immobilen Fußarkillerie, zu Erſatz⸗Abtheilungen mobiler Truppen oder zu 
Beſatzungen im Kriegszuſtande befindlicher Feſtungen gehören; k) Ausländer, 
welche ſich noch nicht ein volles Jahr an demſelben Orte des Inlandes 
aufgehalten haben, mit Ausnahme derjenigen, welche des Erwerbs wegen 
ibren Aufenthalt im Jalande nehmen; g) die Inhaber des eiſernen Kreuzes, 
einſchließlich derjenigen, welche dieſer Auszeichnung auf Grund der Urkunde 
vom 19. Juli 1870 theilhaftig geworden ſind, ſowie die Juhaber des Mili⸗ 
tärehrenzeichens erſter und zweiter Klaſſe, und die zu dem Hausſtande der 
Inhaber dieſer Auszeichnungen gehörigen Familienglieder, ſoweit ſie zu den 
beiden erſten Stufen gehören; h) diejenigen, welche, auch ohne beſondere 
Auszeichnung erlangt zu haben, in dem vaterländiſchen, oder als Eingebo⸗ 
rene eines damals noch nicht zum preußiſchen Staate gehörenden Landes: 
theils in einem verbündeten oder anderen Heere an einem der Feldzüge von 
1806 bis 1815 Theil genommen haben für ihre Perſon und ihre Angehb⸗ 
rigen, ſoweit fie zu den beiden erſten Stufen gehören. \ a 
Hierzu liegen folgende zwei Amendementis vor: 1) das rein redactio⸗ 
nelle des Graſen Wintzingerode: ſtatt „Offiziere, Aerzte und Beamten 
des Heeres und der Marine“ zu ſetzen „Offiziere des Heeres und der Ma⸗ 
rine, Aerzte und Beamte der Militär⸗ und Marine⸗Verwaltung“; 2) des Abg. 
v. Kameke in der Litt. b auch die Perſonen „nach vollendetem 60. 
Jahre“ für klaſſenſteuerfrei zu erklären. x 2 
Referent Rickert iſt mit der erſten Aenderung als einer leicht erkenne 
baren Verbeſſerung jofort einverſtanden, die zweite dagegen lehnt er als 
dem Princip des Geſetzes widerſprechend eutſchteden ab; denn mit der Be⸗ 
Hefen von Perſonen über 60 Jahre würde zugleich unter Umſtänden die 
efreiung einer gauzen Haushaltung eintreten. \ , 
Abg. b. Kameke: Der Referent hat uns geſtern in Bezug auf mögliche 
Aenderungen der Commiſſionsvorlage zur Reſignation aufgefordert, weil ſie 
der Gegenſtand eines Compromiſſes ſei. Nur hat er hinzuzufügen vergeſſen, 
daß er nicht in der Commiſſion, ſznvern hinter den Coulſſſen mit der 
Staatsregierung geſchloſſen iſt. Die liberale Partei hatte vermuthlich noch 
den Hintergedanken, daß nun bald eine Contingentirung der anderen Steuern 
folgen würde. (Redner kommt auf die geſtern abgeſchloſſene Frage der Con⸗ 
tingentirung zurück und wird vom Praäſidenteu zur Sache zurückgeführt. Er 
fährt fort: Ich erlaube mir zu bemerken, daß ich den Haupteinwand gegen 
mein Amenvement in der Frage der Contingentirung finde, (Heiterkeit.) 
Wenn der Paragraph ohne mein Amendement angenommen wid, jo können 
Greiſe, die HERRN mehrere Jahre nach dem alten Geſetz befreit ſind, jetzt 
wieder zur Steuer herangezogen werden. Ich will bier abbrechen, um mich 
nicht dem Verdachte auszuſetzen, daß ich eine Wahlrede halte, wie der Herr 
Finanzminiſter geſtern ſagte, indem er wohl den Miniſterſtubl mit dem Platze 
eines politiſchen Redners vertauſchte. Wir ſind durch das Vertrauen unſerer 
Wähler hierhergerufen; ſollte es gelingen uns dies Vertrauen zu entziehen, 
fo werden wir auch gern zu Hauſe bleiben und warten, bis wir wieder ge⸗ 
rufen werden; es wird nicht lange dauern. (Unruhe links.) 5 
Finanzminiſter Camphauſen: Ich erkläre die Behauptung, daß die 
Regierung außerhalb der Commiſſſon in ein Pactum mit verſchiedenen Par⸗ 
teien des Hauſes getreten ſei und dadurch das Geſetz zu Stande gebracht 
abe, für abſolut unrichtig, Gan abſolut unwapr. (Sehr richtig! links.) Ich 
ordere jedes Mitglied des Hauſes und der Commiſſion, welches von der⸗ 
artigen Unterhandlungen wegen dieſes Geſetzes weiß, auf, davon dem Hauſe 
Mittheilung zu machen. Der Abg. b. Kameke behauptet, wie es geſtern ſchon 
der Abg., v. Gottberg that, daß ich die Herren gleichſam 19 hätte 
Ihren Wählern gegenüber u. ſ. w. Ich bitte, den ſtenographiſchen Bericht, 
der in dieſem Augenblicke ſchon in verſchiedenen Zeitungen im Weſentlichen 
wiedergegeben iſt, nachzuſehen, ob ich nicht Folgendes geſagt habe: Wenn 
man die Dinge auf die Spitze triebe, würde man jo weit gehen zu behaup⸗ 
ten, die Macht der Krone werde eingeengt, wenn überhaupt irgend eine 
Steuer, die nach Art. 109 der Verfaſſung forterboben werden darf, erlaſſen 
wird; wenn man dieſe Theorie auf die Spitze triebe, dann würde es in der 
That der Staatsregierung benommen ſein, in irgend einen Steuererlaß, wie 
er gewünſcht wird, zu willigen. Ferner habe ich dane ſoweit werde Nie: 
mand gehen wollen, auch nicht der Herr Antragſteller, nicht die Herren von 
der Rechten, am allerwenigſten dann, wenn Re vor ihren Wählern erſcheinen. 
Dieſen Satz habe ich nicht in Bezug auf eine einzelne Perſon ausge 
ſprochen, ſonvern ganz im Allgemeinen. Ich habe kein Wort an dem ſteno⸗ 
raphiſchen Bericht geändert und bleibe bei dem Satze vollſtändig ſtehen. 
Wenn das Land ſeine Vertreter hierher ſchickt, wenu die Staatsregierung 
jagt, wir glauben auf dieſe Steuer verzichten zu können, wenn ein Finanz⸗ 
miniſter, dem Sie bisher nicht nachſagen konnten, daß er uicht mit 
Vorſicht zu Werke gegangen, Ihnen die Erklärung giebt: ich jtede mit memer 
Perſon dafür ein, daß der Staat dieſe Steuer entbehren kann, dann glaube 
ich in der That nicht, daß irgend Jemand, der ſo vor ſeine Wähler tritt, 
o weit geht, zu ſagen: go till die Steuer doch beibehalten, trotzdem die 
egierung ſie erlaſſen will. Das iſt der Satz, den ich geſtern ausgeſprochen 
habe und bei dem ich ſtehen bleibe. (Lebhafter Beifall) 
Regierungs⸗Conmiſſar Geh. Oberfinanzrath Rhode: Das Amendement 
des Grafen Wintzingerode erkennt die Staatsregierung als eine redactionelle 
Verbeſſerung an; dagegen muß ich mich gegen das Amendement v. Kamele 
ausſprechen. Die bestehende Beitimmung wegen der Klaſſenſteuerbefreiung 
der Perſonen unter 16 und über 60 Jahre ſtehen im weſentlichen Zuſammen⸗ 
bang mit dem jetzigen Grundſatz der Veranlagung, wonach dieſelbe nach 
den geſammten Verhältniſſen und der durch dieſe bedingten Leiſtungsfähig⸗ 
keit der Verpflichteten zu erfolgen hat. Dieſes Princip ſoll nach vem Ent- 
wurf beſeitigt werden und an deſſen Stelle das Princip der Schätzung nach 
em Einkommen ireien. Damit wäre es unvereinbar, ferner noch Alters⸗ 
grenzen als Gründe der Befreiung ſortbeſtehen zu laſſen, ſondern es muß 
Überall vie Steuerpflicht bezüglich eines ſelbſiſtändigen Einkommens feſtge⸗ 
alten werden. Wenn die Regierung trotzdem Befteiungen und Ausnahme: 
eſtimmungen zu Gunſten derjenigen Perſonen eintreten laſſen will, welche 
noch nicht achtzehnjährig, den erſten drei Steuerſtufen angehören, jo bemerke 
daß die Wirkung dieſer Beſtimmung ſich nach dem Entwurf unter Er⸗ 
hebung der Klaſſenſteuer von ben Haushaltungen nur auf zwei Kategorien be⸗ 
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0 g a Schule das väterliche Haus ver⸗ 
laſſen, um mit der Hände Arbeit ihren Unterhalt zu erwerben; und dann 
wird dieſe Beſtimmung Anwendung finden auf elternloſe Perſonen, die ein 
Einkommen aus einem kleinen Capital haben, deſſen Reute oft kaum zu 
den Koſten der Erziehung ausreicht. Die Regierung hat geglaubt, in ſcho⸗ 
nender Berückſichtigung dieſer Bepölkerungsklaſſe die bezeichneten Ausnah⸗ 
men fortbeſtehen zu laſſen und beſchränkt ſich auf Perſonen mit einem Ein⸗ 
kommen bis 250 Thlr. 

Die Commiſſion hat nun einmal das ſtzuerfreie Alter auf das 16. Les 
bensjahr zurückverlegt, während die Regierung dieſe Grenze auf das 18. Jahr 
verſetzt hat, und hat dann weiter die Beſtimmung auf die Perſonen be⸗ 
ſchränkt, deren Einkommen höchſtens 220 Thlr. iſt. Es bleibt Ihnen über⸗ 
laſſen, ob Sie den ſtrengeren Grundſatz der Commiſſion adoptiren wollen. 
— Mit der Beſtimmung, daß Perſonen über 60 Jahre von der Steuer frei 
ſein ſollen, verhält es ſich anders als mit der Exemption derer, die jünger 
ſind, als 16 Jahre. Die erſte Beſtimmung bezieht ſich nur auf die Unter⸗ 
itufe Ia, in der jetzt eine Kopfſteuer erhohen wird fo vaß, wenn zu der be⸗ 
treffenden Haus haltung noch ein ſteuerpflichtiges Mitglied gehört, dieſes mit 
einer Kopfſteuer von 15 Sgr. herangezogen wird ungeachtet der Befreiung 
des überſechszigjahrigen Haushalisvorſtandes. Nun ſoll der Satz von 
15 Sgr. bejeitigt werden und der von 1 Thlr. ſowohl für die Haushaliungs⸗ 
als auch für die Einzelſteuer gelten und ſoll für die erſte Stufe von Per: 
ſonen mit einem Einkommen von 140 bis 220 Thlr. erhoben werden. Weber: 
trüge man die Befreiung überſechszigjähriger Perſonen auch in dieſes Geſetz, 
ſo würden einmal ganze Haushaltungen hefreit und zweitens würde die Be⸗ 
ſreiung weit mebr Perſonen umfaſſen als früher, namentlich auch die der 
bisherigen Unterſtufen Ib und 2, die nach der andern Normirung nun zur 
erſten Stufe übertreten. Daher und um die Ausfälle nicht allzuſehr zu ver⸗ 
mehren, bitte ich Sie, das Amendement von Kameke abzulehnen. 

Abg. Richter (Hagen): Von den Ausführungen des Abg. v. Kameke 
haben wir auf dieſer Seite faſt kein Wort verſtanden; wenn er aber meinte, 
daß ich die Führung in der Commiſſion gehabt, ſo irrt er ſich gewaltig. 
Wäre das der Fall geweſen, jo würde das Geſetz für ihn noch viel anti- 
pathifcher, für die Steuerzahler allerdings vortheilhafter geworden ſein. Ich 
kann dem Herrn Finanzminiſter nur vollſtändig Recht geben, wenn er 
ſagte, daß es völlig unwahr ſei, daß in der Commiſſion geheime Verhand⸗ 
lungen mit der Staatsregierung hinter den Couliſſen geführt ſind; ich 
möchte das nun nicht gerade für ſittlich verwerflich halten, denn Sie machen 
das alle Tage, wenn ſich die Staatsregierung damit abgiebt. (Unruhe 
rechts.) Es iſt aber nur im Plenum der Commiſſion und in einer Sub⸗ 
commiſſion, zu der Mitglieder aller Parteien gehörten, mit der Staatsre⸗ 
gierung verhandelt worden. Ueber das Amendement des Abg. v. Kamele 
ie gar nicht verhandelt worden, weil es der Commiſſion gar nicht vorlag 
und erſt auf einem ſpäteren Einfall beruht; deshalb konnte ſich auch der 
Herr Referent im Namen der Commiſſion gar nicht darüber erklären. Wenn 
bisher eine Befreiung der über 60 Jahre alten beſtand, ſo griff ſie nur 
Platz in der Unterſtufe I. B. Sie würde ſich nach dem neuen Geſetz noch 
weiter eritreden. Daß ein Mann von über 60 Jahren unter keinen Um⸗ 
ſtänden im Stande jein ſollte, von 200 Thlr. Einkommen 1 Thlr. Steuer 
zu zahlen, kann ich nicht begreifen. Er wird es vielleicht beſſer können als 
ein 40⸗ oder 50jähriger Familienvater. 

Abg. v. Kameke: Der Abg. Richter muß mich in der That falſch ver⸗ 
ſtanden haben, wenn er ſagt, über mein Amendement ſollten keine 55 
heimen Verhandlungen ſtattgefunden haben. (Heiterkeit links.) Meine Be: 
hauptung von vorhin muß ich aufrecht erhalten gegenüber dem vom Herrn 
a gebrauchten Ausdruck „unwahr.“ Er iſt unſerer Ger 
chäͤftsordnung nicht unterworfen, ſonſt hätte ich erwartet, daß der Herr 
Präſident A 2 

Präſident v. Forckenbeck: Ich muß dem Herrn Redner bemerken, daß 


ich meine Gewalt auch auf die Miniſterbank erſtrecke. Daß etwas unwahr ſei, 3 


ſcheint mir eine parlamentariſch völlig zu äſſige Behauptung. 

Abg. v. Kameke: Wenn ich vorhin von geheimen Verhandlungen 
ſprach, fo will ich nur Folgendes anführen: Als in der Commiſſion über 
die Contingentirung verhandelt werden ſollte, wurde mir ſchon vor der 
Sitzung von einem Mitgliede vertraulich geſagt, die Regierung werde in 
die Contingentirung willigen. Das war uns völlig neu, und woher wußte 
der betreffende Herr dieſen Umſtand? Der Herr Refereut wird vielleicht die 
Güte haben, uns darüber aufzuklären. Wenn keine geheimen Verhandlun⸗ 
gen ſtattgefunden, jo habe ich mich bona fide in dem Glauben befunden und 
kann einen ſolchen unparlamentariſchen Ausdruck — 

Präſident v. Forckeubeck: Der Ridner hat trotz meiner Erklärung 
wiederum behauptet, der Ausdruck ſei unparlamentariſch. 8 

Abg. v. Kameke: Ich habe ſagen wollen: ich hätte den Ausdruck dafür 
gehalten, füge mich aber dem Ermeſſen des Präſidenten Nun 
(Präſident: Dann iſt die Sache damit erledigt.) Ich will nun zurück⸗ 
kommen auf das Verhalten unſerer Partei zu der Sache. (Ruf: Zur 
Sache!) Der Vorwurf, daß wir mit unſerer Abſtimmung die Staatsgewalt 
beengten, iſt durch die geſtrige Abſtimmung widerlegt worden. Wer hat 
denn dafür geſtimmt? Die Nationalliberalen, der Fortſchritt, die Clericalen 
oder vielmehr das Centrum (Heiterkeit) und wir. Es wird dem Herrn 
Miniſter nicht gelingen, für feine Meinung Glauben zu finden vom Königs⸗ 
thron bis zur niedrigſten Bauernhütte und der öffentlichen Meinung Sand 
in die Augen zu ſtreuen. ? 

Präſident v. Forckenbeck: Die letzte Aeußerung geht über alle parla⸗ 
mentarifhen Grenzen hinaus, ich rufe den Rebner zur Ordnung. 

Abg. v. Hennig: Ich nehme nur das Wort, um den Augſpruch des 
Herrn Finanzminister zu betätigen. Es haben keine geheimen Verhandlun⸗ 
gen mil den Mitgliedern der Commiſſion ſtattgeſunden und wenn der Abg. 
vd. Kameke als Beweis für feine Behauptung anjührt, daß er ſchon vor der 
Sitzung gehört, der Herr Finanzminiſter werde der Contingentirung zuſtim⸗ 
gen, jo kann derſelbe ja pribatim eine vahingehende Aeußerung gemacht 
haben. Aber das iſt doch kein Beweis, daß er mit einzelnen Mitgliedern 
berhandelt hat. Ueber den Antrag werde ich mich weiter nicht einlaſſen. 

Der Finanzminiſter: Es it mir nicht recht verſtändlich, wie Herr 
pon Kamele in dem Ausdruck, daß eine Thatſache unwahr ſei, etwas Be⸗ 
leibigendes hat finden können. Ich kann verſichern, daß mir die Abſicht 
eiwas Beleibigendes zu ſagen fern gelegen hat. Boi der Thatſache aber 
muß ich natürlich ſtehen bleiben. Dann habe ich, da auf dieſen Punkt Werth 
gelegt wird, mir eine heutige Zeitung kommen laſſen, und erlaube mir mit 
Bezug auf das, was geſtern Herr von Gottberg gejagt, die betreffenden we: 
aigen Worte vorzuleſen. (Der Herr Miniſter verlieſt aus dem Morgenblatt 
der „National⸗Zeitung“): „Nach den Wahrnehmungen, die ich in der Com: 
million gemacht, nach ben Verſicherungen die mir gegeben worden, daß die 
Commiſſlonsmitglieder ſich gleichſam als Mandatare größerer Vereinigun⸗ 

en betrachteten, habe ich annehmen müſſen, daß die Scala, namentlich 
für die beiden unteren Stufen, auf einem Compromiß der entgegenſtehenden 
Meinungen beruhe.“ Wird dadurch nicht alles beſtätigt, was ich vorhin 
geſagt habe? (Sehr richtig!) 0 

Abg. Spangenberg (Trier) fühlt ſich verpflichtet, zu erklären, daß von 
Seiten der Staaksregierung nicht hinter den Couliſſen verhandelt worden 
it. Der Herr Finanzminiſter war in den Sitzungen der Commiſſion zu⸗ 
gegen, und es ift von allen Seiten das Beſtreben hervorgetreten, eine Ver⸗ 
einigung über das Geſetz herbeizuführen. In der zur Redaction der Be⸗ 
ſchlüſſe gewählten Subcommiſſion iſt meines Wiſſens der Herr Finanz: 
miniſter niemals geweſen. Verſchiedene Beſchlüſſe ſind nicht nach dem 
Sinne der Rechten, wir haben aber im Intereſſe des Zuſtandekommens des 
Geſetzes von Amendements Abſtand genommen und werden für den Eatwurf 
in der Commiſſionsfaſſung ſtimmen. ; 

Referent Rickert: Ich balte es für eine unerhörte Behauptung, bon ge⸗ 
heimen Verhandlungen zu ſprechen, wenn man keinen ſichern Grund dafür 
hat, Wenn der Abg. v. Kameke aus verſchiedenen Mitheilungen nur ger 
ſchloſſen hat, daß ſolche Verhandlungen ſtatzgefunden, fo iſt mir ſein 
Vorgehen vollkommen unverſtändlich. Der Abg. v. Kameke hat ausdrüclich 
auf meine Aeußerung provoeirt. Ich kann nur das beſtätigen, was der 
Hete Finanzminiſter und verſchiedene Vorredner bereits erklärt haben. Mir 
it von geheimen Verhandlungen nichts bekannt, im Gegentheil, der Herr 

inanzminifter hat ſich ſehr zugeknöpft verhalten und nur einmal nach dem 

chluß der Sitzung mit einigen von uns eine Privatunterredung gehabt, 


Eduard Trewendt. 


ebition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle 
alten Abenden n die Zeltung, welche al asche 5 Area 


Er. 
un 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſchel 


— 


Buy: 


wie wir fie hier im Haufe häufig ſehen. Wenn der Abg. v. Kameke von 
einem Hintergedanken der liberalen Partei, ſogar von einem Reservatio 
mentalis, wenn ich recht gehört habe, geſprochen hat, ſo enthalte ich mich 
jeder Kritik darüber, ich Aberlaſſe es Ihnen, zu beurtheilen, in wie weit das 
mit den gewöhnlichſten Rückſichten vereinbar iſt, die man ſeinen Collegen 
bei öffentlichen Verhandlungen ſchuldet. Es haben vor den Commiſſions⸗ 
Verhandlungen einige Beſprechungen zwiſchen dem Abg. v. Rauchhaupt, 
dem Grafen Wintzingerode, dem Abg. Richter (Hagen) und mir über die 
Skala ſtattgefunden, aber wir haben in keiner Weiſe mit den Vertretern der 
Staatsregierung unterhandelt. Daß ein ſolches Vorgehen zuläſſig iſt, wird 
der Abg. v. Kameke nicht in Abrede jtellen. 

Der § 5 wird mit dem Amendement Wintzingerode angenommen, das 
des Abg. v. Kameke mit großer Majorität abgelehnt. x 

Ohne Discuffion wird der § IA. genehmigt, welcher die Heranziehung 
von Perſonen, deren jährliches Einkommen weniger als 140 Thlr. beträgt, 
zu den aufzubringenden Laſten der communalen u. a. öffentlicher Verbände 
mit . Thlr. jährlich geftattet. 5 5 

er § 9B. lautet: „Soweit nach den beſtehenden Beſtimmungen in 

Stadt: und Landgemeinden das Bürgerrecht, beziehentlich das Stimm⸗ und 
Wahlrecht in Gemeinde⸗Angelegenbeiken an die Bedingung eines jährlichen 
Klaſſenſteuerbetrages von 3 seh. 4 Thlr. geknüpft iſt, tritt bis zur ander⸗ 
weiligen geſetzlichen Regelung des Gemeinde⸗Wahlrechts an die Stelle 
der genannten Sätze der Stufenſatz von 2 Thlr. Klaſſenſteuer. Orts⸗Sta⸗ 
tuten, welche vas Wahlrecht an einen höheren Klaſſenſteuerſatz als den Be⸗ 
trag von 4 Thlr. knüpfen, verlieren mit dem 1. Januar 1874 ihre Giltig⸗ 
keit. Wo ſolche Ortsſtatuten nach beſtehenden Communal⸗Ordnungen zu⸗ 
läſſig find, kann das Wahlrecht durch neue Ortsſtatuten von der Veran: 
lagung zur 2. bis 8. Steuerſtufe 15 ac emacht werden.“ 5 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Ribbeck: Dieſer Paragraph ſchließt nach 
dem Urtheil der Regierung eine nicht unerhebliche Aenderung des Gemeinde⸗ 
Wahlrechts in ſich. Die Regierung hält es deshalb nicht für empfehlens⸗ 
werth bei Gelegenheit dieſes Geſetzes anderweit den Punkt legislatip zu re⸗ 
uliren; ſie erachtet vielmehr für richtiger, dieſe Regulirung durch einen be⸗ 


onderen Act der Gemeindegeſetzgebung herbeizuführen, und hat ſich bereit 
aragraph 


erklärt, einen dahingehenden Geſetzvorſchlag vorzulegen. Der P 
will an Stelle des Steuerſatzes von 4 Thlr., der den Cenſus für das Ge⸗ 
meindewohl bildete, den neuen Satz von 2 Thlr. ſubſtituiren. Es iſt aber 
die neue 2 Thlr.⸗Stuſe mit dem Satze von 4 Thlr. durchaus nicht zu ver⸗ 
gleichen. Das Wahlrecht wird bedeutend erweitert und ausgedehnt werden. 
Es it zwar im Commiſſionsberichte ausgeſprochen, daß dies nicht beabſich⸗ 
tigt werde, aber es läßt ſich jetzt noch nicht überſehen, in welcher Weiſe ſich 
die Wählerſchaft dieſer Stufe zuſammenſetzen wird. Das zu prüfen und zu 
erwägen, iſt Aufgabe der Gemeindegeſetzgebung und es wird in Betracht zu 
ziehen fein,, ob nicht bei den veränderten Verhältniſſen an Stelle des frühern 
Satzes von 200 Thlr. jetzt 300 Thlr. als Adäquat zu ſetzen ſeien. Darum 
bin ich beauftragt, im Namen der Staatsregierung die Bitte auszusprechen, 
dieſen Gegenſtand von dem vorliegenden Geſetze ausſcheiden und der Ge⸗ 
meindegeſetzgebung überlaſſen zu wollen. . 

Abg. Richter (Hagen): Die Bereitwilligkeit der Staatsregierung, die 
Gemeindegeſetzgebung zu reguliren, acceptiven wir beſtens. Aber die Er⸗ 
füllung dieſes Verſprechens hängt nicht von ihr allein ab; es ſind Hinder⸗ 
niſſe vorhanden, deren Beſeitigung nicht in ihrer Macht ſteht. Bis Bohn 
lönnen wir das Wahlrecht nicht einſchränken laſſen, und es iſt kein Zweifel, 
daß es eingeſchränkt wird, wenn der alte Steuerſatz fortgelten ſoll. Da⸗ 
durch würde einer großen Anzahl von Bürgern das Wahlrecht entzogen 


werden. Wenn der Wahlcenſus an den Klaſſenſteuertarif angeknüpft und 


dieſer anderweit geregelt wird, fo folgt, daß auch der Wahlcenſus geändert 


werden muß. Wir nehmen nicht die Gelegenheit wahr, ſondern befindrn 
uns in der Nothwendigkeit, uns gegen eine Veränderung des Wahlrechts zu 
ſchützen. Wir haben die Abſicht im Großen und Ganzen den beſtehenden 
uſtand zu erhalten. Es mag fein, daß in einzelnen Fallen durch dieſen 
Paragraph das Wahlrecht Leuten gegeben wird, welche es bisher nicht 
atten; es wird aber auch der Fall ſein, daß einige es verlieren, welche es 
gehabt haben. Wenn wir eine Erweiterung des Wahlrechtes beabſichtigten, 
ſo würden wir den 2. a dieſes Paragraphen nicht angenommen haben, 
Es handelt von den Ortsſtatuten, welche einen höheren Cenſus fen das 
Wahlrecht beſtimmen können. ich würde immer widerſtreben, dieſen Pa⸗ 
ragraph wieder aufzunehmen; wenn ich es gleichwohl thue, IR geſchieht es, 
weil ich nicht Dinge vermiſchen will, die nicht nothwendig zuſammenhängen. 
Soweit das Wahlrecht damit zuſammenhängt, muß eine Aenderung ein⸗ 
treten. Wenn der ganze Paragraph geſtrichen wird, ſo geht die Grundlage 
verloren, auf welcher wir das Geſetz annehmen können. 

Darauf wird der § IB angenommen; dagegen ſtimmt faſt die ganze 
rechte Seite. 

In $ 10 der Commiſſtonsvorlage (Organe für die Einſchätzung) wird 

nach dem Amendement Weber eingeſchaltet: „In großen Städten können 
mehrere Einſchätzungscommiſſionen gebildet werden und kann der Gemeinde⸗ 
vorſtand den Vorſitz in dieſen Commiſſionen einem der von der Gemeinde⸗ 
vertretung gewählten Commiſſionsmitglieder übertragen.“ 
„Die $ 13, 14 und 15 der Commiſſionsvorlage werden mit unweſent⸗ 
lichen, meiſt redactionellen Aenderungen des Abg. Grafen von Wintzinge⸗ 
felt pee Zu $ 20, welcher die Einkommenſteuer⸗Scala auf: 
ellt, ſpri 5 

Abg. Blankenburg: Die Einkommenſteuer im Princip halte ich hoch, 
weil es richtig iſt, das Princip der directen Steuern nehen dem der indi⸗ 
recten zugleich zu entwickeln. Ich glaube aber, daß eine Anomalie, wie fie 


Artikel 109 der Verfaſſung enthält, (die beſtehenden Steuern und Abgaben 


werden forterhoben) in dem Maße bejeitigt werden muß, wie es ohne Ge⸗ 
fährdung der Staatsverwaltung geſchehen kann. Ez iſt unmöglich, daß noch 
künftig an die Landesvertretung die Frage herantritt, jo viel Geld haben 
wir, was machen wir damit? Sie muß künftig ſo lauten: dies ſind die 
Bedürfniſſe des Landes, was für Steuern haben wir dafür zu erheben? 
Die Einkommenſteuer ſtrebt die Gerechtigkeit an, aber ſie wird nicht mit 
Gerechtigkeit veranlagt und ausgeführt, weil das Princip, welches das 
Geſetz bei der Veranlagung der Steuer vorſchreibt, unrichtig iſt. Es giebt 
ein Einkommen aus Capital ohne Arbeit, aus Befitz mit Arbeit und aus 
Arbeit ohne Beſitz. x 
Das Capital ohne Arbeit beträgt in Preußen nach den Zuſammenſtel⸗ 
lungen, die ich mir aus ſtatiſtiſchem Material gemacht, rund 10,000 
Millionen Thaler (hört! Widerſpruch), ja, die Summe iſt nicht zu hoch ges 
geiflen, ich geitatte aber immerhin, einen großen Abzug davon zu machen. 
ieſe 10,000 Millionen dürfen unbedingt zu einem Zinsfuß von 4 und 
4% Prozent veranſchlagt werden, da aber mit dieſem Einkommen auch ein 
Riſiko verbunden iſt, io nehme ich nur 4 Prozent an, das ergiebt ein Ein: 
kommen von 400 Millionen Thalern. Dies nach dem jetzt geſetzlichen 
Steuerſatz von 3 Prozent geſchätzt — dieſer Satz iſt aber viel zu gering 
für ein Einkommen ohne Arbeit, das nur mit der Papierſcheere verdient 
wir, ergiebt allein 12 Millionen Thaler. Der Ertrag unſerer ganzen Ein⸗ 
kommenſteuer iſt aber nur 7 Millionen Thaler. Nun exiſtirt aber wenig⸗ 
ſtens doppelt fo viel Einkommen, welches durch Bes und Arbeit erworben 
wird, das auf Grundbeſitz, Handel, Gewerbe, Seeſchifffahrt und Induſtrie 
beruht. Ich habe dieſes Einkommen doppelt ſo hoch Kong als das aus 
Beſitz ohne Arbeit, laſſe mir aber immerhin einen 


bzug von 50 Prozent 


gefallen. Es ſind das alſo weitere 800 Millionen, die zu 3 Prozent Ein⸗ 


kommenſteuer geſchätzt 24 Millionen ergeben. Bei der dritten Gruppe, der 
Arbeit ohne Capital, habe ich noch feſtere Grundlagen für meine Schätzung 
als bei den beiden andern. Ich nehme nämlich an, das nur ½ der Be⸗ 
wohner Preußens ein fundirtes Einkommen hat, ½¼ aber rein auf; den 
Verkauf ihrer Arbeit, geiſtiger wie körperlicher angewieſen ſind. 20 Mill. 


Einwohner, auf den Kopf 40 Thlr. gerechnek — das find gewiß zwei nicht 


gan! ſchlecht gegriffene Ziffern — ergeben alſo 800 Millionen Thaler 


Einkommen. Dieſe 800 Millionen mit 2 Prozent beſteuert ergeben 16 Mill. 
Thaler Enkommenſteuer. So alſo bekämen wir 12 Millionen aus Capital 


ohne Arbeit, 24 Millionen aus Beſitz und Arbeit und 16 Millionen aus 
reiner Arbeit ohne Beſitz. Dieſen 52 Millionen ftehen alſo die 7 Millionen 
wirklicher Einkommenſteuer und 13% Millionen Klaſſenſteuer gegenüber, 
alſo 21 gegen 52. Hieraus erhellt am beiten die Ungerechtigkeit der Ver⸗ 
anlagung. Wir müſſen durchaus beſtrebt ſein, die Einkommenſteuer in 


888 


heranzuziehen und iſt die Stadt Berlin verpflichtet, eia dem muthmaßlichen 
Ertrage der Klaſſenſteuer der beiden unterſten Stufen entſprechendes Averſum 
a. zu entrichten.“ Abg. v. Hennig beantragt, den Paragra⸗ 

en zu ſtreichen. 5 5 
8 Referent Zuckſchwerdt führt aus, daß die Commiſſton aus zwei 
Gründen dieſen Paragraphen angenommen babe, einmal, weil es nicht 
mehr als billig ſei, daß die Stadt Berlin eine Gegenleiſtung biete, wenn 
der Staat ihr eine einträgliche Steuer überlaſſe und dann, weil dieſe Be⸗ 
ſtimmung ein Compelle für die Stadt fein würde, möglichſt bald die Schlacht⸗ 
ſteuer abzuſchaffen. 5 3 f 

Abg. Techow iſt für den Antrag von Hennig. Die Stadt Berlin ver⸗ 
lange wahrlich nicht, irgendwie bevorzugt zu werden, aber ſie habe auch 
keine Neigung, ſich ſchlechter behandeln zu laſſen, wie alle anderen größeren 
Städte. Der ungebeuere Zuzug aus den Provinzen, welcher der Stadt 
ohnehin ſchon ſoviel Beſchwerden und Koſten verurſache, werde noch ſehr 
wachſen, wenn die unterſten Volksſchichten Sıeuerfreibeit genöſſen. 

Finanzminiſter Camphauſen: Mein Reſſort iſt bei der vorliegenden 
Frage wenig betheiligt, doch will ich Einiges zur Widerlegung des von den 
Gegnern dieſer Beſtimmung Geſagten anführen. In der porjährigen Bor: 
lage befand ſich Berlin in einer ſolchen exceptionellen Stellung nicht, denn 
eine analoge Beſtimmung war für alle Stävte von mehr als 100,000 Ein⸗ 
wohnern getroffen. Die Regierung war und iſt nun überzeugt, daß die 
Erhebung der Klaſſenſteuer in der unterſten Stufe in den größeren Städten 
große Schwierigkeiten machen wird, unter denen ich weniger die Mühewal⸗ 
tung der Erhebung, als die zahlloſen Mahnungen, Pfändungen und Execu⸗ 
lionen, alſo Dinge, die Wohl und Wehe der Bevölkerung betreffen, ee 
Dieſe Schwierigkeiten hätten nicht vorgelegen, wenn Sie die Vorlage des 
vorigen Jahres acceptirt und die ganze unterſte Stufe der Klaſſenſteuer be⸗ 
ſeitigt hätten, während jetzt, wo das Minimum des ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommens 140 Thlr. beträgt, meiner Meinung nach, dieſelben Schwierigkeiten 
eintreten werden, wie wenn das Klaſſenſteuergeſetz ganz unverändert geblie⸗ 
ben wäre. Indem wir gewiſſen Städten die Beibehaltung der Schlachtſteuer 
geſtatten, geben wir denſelben ein Privilegium, und es iſt nicht mehr als 
gerechtfertigt, ihnen dafür die Verpflichtung aufzuerlegen, den etwa ausfallen⸗ 
den Betrag der Klaſſenſteuer aus der Schlachtſteuer zu erſetzen. Wir verlangen 
kein Geſchenk für den Staat, ſondern beſtimmen damit nur, daß gewiſſe 
Schichten der ſtädtiſchen Bevölkerung, auf welche die Klaſſenſteuer noch 
immer mehr drückt, als zu wünſchen iſt, eutlaſtet werden. Wenn man be⸗ 
merkt het, daß durch dieſe Beſtimmung der Zuzug nach Berlin vermehrt 
werden würde, ſo ſtimme ich in den Wunſch ein, den Zuzug nach Berlin 
nicht unnöthig zu erleichtern, glaube aber, daß der Umſtand, daß Jemand 
daſelbſt 1 oder 2 Thaler mehr oder weniger Steuer jährlich zu zahlen haben 
wird, für die Zuziehenden durchaus nicht weſentlich ſein kann. 

bg. Richter (Hagen) iſt für Beibehalfung des § 5, weil er es für 
unumgänglich nothwendig hält, daß die Stadt Berlin die Schlachtſteuer als 
Gemeindeſteuer nicht beibehält, ſondern vielmehr die Gemeinde⸗Einkommen⸗ 
ſteuer bis in die unterſten Stufen durchführt. $ 5 erſchwert Berlin die 
Beibehaltung der Schlachtſteuer und deshalb ſei es nur conſeguent, wenn 
er für § 5 ſtimme. Keine Stadt fei fo ſehe in der Lage, die Schlachtſteuer 
abzuſchaffen, keine genieße fo viel finanzielle Vortheile vom Staat, als Ber⸗ 
lin. Wenn es demgemäß für Berlin eine beſondere Ehrenpflicht ſei, die 
Schlachiſteuer abzuſchaffen, fo gebübre ihm eine beſondere Strafe, wenn es 
dieſelbe beibehalte. (Heiterkeit und Zuſtimmung.) Der Paragraph ſchade 
Berlin ja abſolut nichts, wenn es ſeinem Intereſſe gemäß die Schlachtſteuer 
aufbebe. Wenn aber die Stadtverodneten⸗Verſammlung die Beibehaltung 
dieſer Steuer votire, jo jet es den Wählern derſelben ſehr recht, wenn ſie 
Steuern zahlen müßten ſtatt derer, welche kein Gemeindewahlrecht bätten 
und das ſeien die Klaſſenſteuerpflichtigen der unterſten Stufen. (Beifall.) 
Abg. v. Hennig ſieht gar nicht ein, wie ſo Berlin größere finanzielle Vor⸗ 
theile vom Staate genieße, wie die übrigen großen Städte. Es zeichne ſich 
vor dieſen nur dadurch aus, daß es eſidenzſtadt ſei und ſehr viel Ein: 
wohner babe; letzieres ſei gerade fein Unglück. Man könne die Berliner 
doch nicht dafür ſtrafen, daß ſie nicht ſoviel Einſicht beſäßen, wie der College 
Richter. — § 5 wird darauf mit großer Majorität gegen einzelne Mitglieder 
der nationalliberalen und Fortſchrütspartei angenommen, ebenſo ohne De⸗ 
batte der Reſt des Geſetzes. 

Schluß 4% Uhr; der Pröſivent ſieht wegen der weit vorgerückten 
Stunde von der beabſichtigten Abendſitzung ab unter der Voꝛausſetzung, daß 
das Haus ihm geſtatte, den Petitionstag von morgen auf Donnerstag zu 
verſchieben und auf die morgige Tagesordnung den Reſt der heutigen und 
die dritte Leſung des Staatshaushaltsetats zu ſetzen. Auf die Tagesord⸗ 
nung der gelen Ach beabſichtige er die Specialdebatte der kirchlichen 
Geſetze zu ſtellen. Abg. Windthorſt (Meppen) behält ſich für den Fall, 
daß der Präſident ſeine zuletzt angedeutete Abſicht ausführe, weitere Be⸗ 
aa vor. Im Uebrigen ſtimmt das Haus den Vorſchlägen des Prä⸗ 
identen zu. 


Berlin, 4. März. [Amtliches] Se. Majeſtät der Kaiſer und König 
haben den bisherigen großherzoglich meckle nburgiſchen Intendantur⸗Rath 
Flatau, bei Uebernahme in den preußiſchen Intendanturdienſt in der Charge 
als Militär⸗Intendantur⸗Rath beſtätigt. i 

Dem Lehrer der Baugewerkſchule W. Veltmann zu Holzminden an der 
Weſer iſt unter dem 1. März d. J. ein Patent auf ein Schlagwerk für 
Uhren auf drei Jahre ertheilt worden. 

Berlin, 4. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
empfingen heute die Vozträge deb Militär⸗ und Civil-Cabinets, ſowie 
den des Polizel⸗Präſidenten von Berlin, nahmen im Beiſein des 
Prinzen Auguſt von Würtem berg und des Stadt⸗Commandanten mili⸗ 
tärlſche Meldungen entgegen, und begaben Allerhöchſtſich um 1% Uhr 
nach dem Garten des Kriegsminiſteriums, um milltäriſche Ausrüſtungs⸗ 
Proben in Augenſchein zu nehmen. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin! war geſtern in dem 
Vortrage des evangeliſchen Vereins für kirchliche Zwecke anweſend, und 
beſuchte heute das Kaiſerin Auguſta⸗Erziehungsſtift. ; 

[Se. königliche Hoheit der Prinz Friedrich Carl,] Gr⸗ 
neral⸗Feldmarſchall und General⸗Inſpector der 3. Armee⸗Inſpeetion 
hat ſich am Sonntag zur Beſichtigung des Militär Reit⸗Inſtituis nach 
Hannover begeben. Nach Beendigung derſelben gedenkt Se. König⸗ 
lichen Hoheil zur Beſichtigung des Brandenburgiſchen Huſaren⸗Regi⸗ 
ments (Ztetenſche Huſanen) Nr. 3 nach Commereh und des 8. Bran⸗ 
denburgiſchen Infanterie⸗Regiments Nr. 64 (Prinz Friedrich Carl von 
Preußen) nach Verdun abzuzeifen. (Reiche⸗A.) 

58 [Die Zeitungsſteuer.] In den letzten Tagen hat ſich das 
Staats⸗Miniſterium mit der in jüngſter Zeit im Abgeordnetenhauſe 
mehrfach angeregten Abſchaffung der Zeitungsſtempel⸗Steuer beſchäftigt. 
Man darf annehmen, daß ſich die Regierung bereits morgen im Ab⸗ 
geordnetenhauſe über ihre Stellung zu dieſer Frage auf das Beſtimmteſte 
ausſprechen wird. Auch heute hat eine Sitzung des Staatsmtaiſterlums 
ſtattgefunden. 0 

5 [Die Kriegsdenkmünze.] In der Preſſe cleufiet die Nach⸗ 
richt, daß das Kriegsminiſterium an alle Diejenigen, welche etwa aus 
dem letzten Kriege noch Anſpruch auf eine Decoration haben ſollten, 
eine Aufforderung gerichtet hat, dieſe Anſprüche geltend zu machen. 
Es handelt fi hier nicht um die Verleihung eigentlicher Orden, ſon⸗ 
dern um die Kziegsdenkmünze, welche bekanntlich Allen zu Theil werden 
fol, die während des Krieges, ſei es in milttäriſchen, ſanitären oder 
adminiſtratioen Functlonen die feindliche Grenze überſchritten haben. 

Hannover, 3. März. [Prinz Friedrich Carl] if geſtern 
Nachmittag 2 Uhr 50 Minuten hier eingetroffen. 

Dresden, 4. März. [In der heutigen Sitzung der zwei⸗ 
ten Kammer! kam der von der Regierung vorgelegte Geſetzentwurf 
wegen Abänderung der Verfaſſung zur abermaligen Berathung. Von 
der linken Seite des Hauſes ſprachen ſich die Abgeordneten Streit, 
Wigard, Biedermann und Ludwig gegen die von der erſten Kammer 
beſchloſſene Verwerfung der Geſetzvorlage aus, worüber auch der Abg. 
Haberkorn Namens der Rechten fein Bedauern ausdrückte und das 
Feſthalten am Entwurfe befürwortete. Hierauf wurde von der Kam⸗ 
mer einſtimmig die Aufrechter haltung der Vorlage beſchloſſen. Im 
weiteren Verlaufe der Sitzung beſchloß die Kammer, die Regierung 
um Zurückziehung des Steuerteformentwurfs und um Enbringung 
einer neuen Vorlage im nächſten Landtage zu erſuchen. Ueber die 
Grundlagen derſelben ſoll in der morgen ſtatifindenden Sitzung be⸗ 


ihrer Veranlagung zu verbeſſern, fie auf andere Principien zurückzuführen. 
Mit dem hier votirten Geſetz, das ich lebhaft befürworte, haben wir keines⸗ 
wegs Alles gethan. 38 a: { 
Der Finanzminiſter: Wenn ich die möglichen Erträge einer Ein- 
kommenſteuer in Preußen jo hoch veranſchlagen könnte, als es der Vorred⸗ 
ner gethan, jo würde ich nicht mit tief eingreifenden Maßregeln hinſichtlich 
dieſer Steuer das Haus bihelligen. Ich würde dann vielmehr die Zeit nicht 
berſtreichen laſſen, ohne hier weſentliche Abhülfe zu ſchaffen, aber die An⸗ 
nahme des Vorredners beruht auf großen Täuſchungen. Ich kenne die 
Elemente feiner Zuſammenſtellung nicht, und es fällt ſchwer, im Augenblick, 
wo man eine ſolche Zahl ausſprechen hört, auch gleich eine genaue Zahl 
ihr gegenüber ſtellen zu können. Aber nach allen Wahrnehmungen, die die 
Finanzverwaltung zu machen in der Lage war, muß zugegeben werden, daß 
wir zur Zeit eine vollkommene Veranlagung der Einkommenſteuer nicht 
haben, man wird ſie auch vielleicht nie haben. Daß wir aber von Jahr 
zu Jahr beſſer gelernt haben, den Quellen des Einkommens nachzugehen 
(große Heiterkeit), — ich nehme Ihr Lachen als Beifall an — kann ſch auch 
bverſichern. Die Einkommenſteuer beläuft ſich ja auch gegenwärtig nicht 
allein auf den Betrag von 7 Millionen, den der Etat für 1873 nachweiſen 
wird, ſondern es ift auch der Betrag, der in den mahl⸗ und ſchlachtſteuer⸗ 
pflichtigen Städten den Einkommenſteuerpflichtigen erſtattet wird, und der 
flür 1873 allein mehr als 1 Million betragen wird, hinzuzuzählen, ſo daß 
thatſächlich mehr als 8 Millionen Thaler Einkommenſteuer ſchon in dieſem 
Augenblicke beſtehen. 5 
AUndeſſen, da an die Ausführungen des Vorredners practiſche Vorſchläge 
nicht geknüpft ſind (Heiterkeit), da es ſich nicht um ein Amendement zu dem 
Geſetze handelt, fo können wir dieſe zur Zeit mehr akademiſchen Verband: 
lungen (ſehr gut! links) hiermit bewenden laſſen. Ich will hiergegen Ihre 
Aufmerkſamkeit auf eine praktiſche Frage richten. In der Commiſſion wurde 
in der Einkommenſteuer eine unter gewiſſen Umſtänden zuläſſige Ermäßi⸗ 
gung für die erſte und zweite Stufe beſchloſſen, d. h. für nahezu die Hälfte 
aller Einkommenſteuerpflichtigen, und es handelt ſich hierbei um einen nich! 
x ee Steuererlaß. Nun begreife ich wohl, daß gegenwärtig, wo bie 
Preiſe aller Dinge in die Höhe gegangen ſind, ſich die Empfindung regen 
muß, die 1 0 5 der Steuerpflichtigen, bei denen eine Berückſichtigung bes 
ſonderer Verhaltniſſe eintreten darf, etwas höher hinauf zu bringen. Der 
Finanzminiſter ſteht diefen Ermäßigungen mit dem Wunſche entgegen, daß 
man ſie in möglichſt engen Grenzen halte. Am liebſten wäre es ihm, wenn 
man gänzlich darauf verzichtete, weniger lieb, wenn man fie auf die erſte 
Stufe der Einkommenſteuer beſchränkte. In allen Fällen wird es auf 
Das ſchließliche Votum dieſes Hauſes die gebührende Rückſicht nehmen. 


a ifall). 

5 Per ni des Geſetzes wird ohne Discuffion angenommen. 

an Es bleibt noch der Antrag des Abg. Virchow zu erledigen, welcher 

bvahin geht, nach dem Schluſſe der zweiten Leſung das Geſetz an die Com⸗ 

miſſion zurückzuweiſen mit dem Auftrage, nach den vom Hauſe beſchloſſenen 

Peeränderungen eine neue Redaction des Geſetzes vom 1. Mai 1851 zu be⸗ 
kxathen und dieſelbe bis zur dritten Leſung vorzulegen. Der Präſident ſtellt 
den Antrag zur Debatte, macht aber zugleich auf das Gefährliche der vorge⸗ 

ſchlagenen Maßregel aufmerkſam, da nach der Beſtimmung der Geſchäfts⸗ 

bednung das Geſetz von 1851 alsdann zur erſten, zweiten und dritten Leſung 
kommen müßte. Der Referent Rickert iſt gegen den Antrag, weil die Regie⸗ 
kung ſelbſt die Abſicht habe, ſpäter eine derartige Redaction vorzunehmen, 
die im gegenwärtigen Stadium ſchon deshalh von der Commi ſion nicht vor⸗ 
genommen werben könne, weil über die Mahl⸗ und Schlachtſteuer, die ja 
aufs Engſte mit der Sache zuſammenhänge, noch nichts entſchieden ſei Ab⸗ 
geordneter v. Saucken⸗Tarputſchen verjihert, daß dem Antragiteller 
jede Abſicht fern liege, das ganze Geſetz von 1851 zur Discuſſion zu ſtellen 
er halte es nur für abjolut nothwendig, den neuen und alten Theil des 
Geſetzes nebeneinander zu ſtellen und genau zu prüfen, ob nicht Wider⸗ 
ſprüche in Einzelheiten ſich fänden, die in der Praxis zu den größten Unzu⸗ 
lräglichkeiten führen könnten. Abg. v. Hennig hält den Antrag ſchon des⸗ 
hald für unausführbar, weil eine derartige Redaction Wochen in Anſpruch 
nehmen würde und die Zeit des Hauſes bekanntlich auſs Aeußerſte beſchränkt 

Sei. Abg. Baehr Kal) dankt Virchow für feinen Antrag; das eben an- 

enemmene Geſetz ſei, offenberzig geſprochen, in der Form ein ſchauerliches 

8 e Das Haus ſei freilich daran gewöhnt, in N zu ats 

eiten; es mache keine Geſetze, ſondern liefere' nur geſetzgeheriſches Mate⸗ 

rial, das ſich Jeder ordnen könne, wie er wolle. Aber das Haus möge be⸗ 
denken, daß es nicht nur für Beamte und Gelehrte arbeite, ſondern für's 

Volk, und das Volk habe das höchſte Intereſſe daran, ein Geſetz, das ſeine 

wichligſten Intereſſen jo tief berühre, wie dies Steuergeſetz in der klarſten 

und unzweideutigſten Form zu erhalten (Beifall). Der Antrag Virchow 
wird abgelehnt. 

Es folgt die zweite Berathung des Antrages der Abgeordneten v. Gro⸗ 
now und Rickert auf Annahme eines Geſetzentwurfs, betreffend die Auf⸗ 
hebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer. 

Ueber die 88 1 und 2 (Aufhebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer und 
bedingungsweiſe Beibehaltung der Schlachtſteuer als Communalſteuer in 
einzelnen . wird zugleich discutirt Er : 

j Abg. Zuckſchwerdt als Referent: Es macht einen eigenthümlihen Ein⸗ 

druck, in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts über die Mahl: und 
Schlachtſteuer zu digcutiren, und damit die Exiſtenz von Zollſchranken inner⸗ 

halb des Landesgebietes zu conſtatiren, während wir in unſeren Handels⸗ 
verträgen bereits lange das Gebiet der Handelsfreiheit betreten haben. Wir 
treten mit Reſignatſon an dieſe Vorlage, deren Annahme wir Ignen em⸗ 
pfehlen, eingedenk des Satzes, daß das Beſſere der Feind des Guten iſt. 

Die abſolute Beſeitigung der Schlachtſteuer als Communalſteuer iſt zur Zeit 

nicht möglich; es muß den Städten Zeit zum Uebergange von der indirecken 

zur directen Beſteuerung g laſſen werden, denn bei einigen Städten, wie 

Königsberg uud Pillau, iſt die directe Beſteuerung ſchon jo betrachtlich, daß 

zur Zeit eine Erhöhung derſelben nicht angeht. Mit der Beſeitigung der 

Mahlſteuer find % des Schrittes, der gethan werden ſoll, bereits gethan 

und eine Abgabe abgeichafft, welche gerade den gemeinen Mann am meiſten 

bevrüdt. Im $ 5 ſind Beſtimmungen für die befonderen Verhällniſſe 

Berlins getroffen. Wir glauben aber, daß wenn erſt Magdeburg, Stettin, 

Breslau, Köln und andere Städte die Schlachtſteuer fallen gelaſſen haben, 

Berlin nothwendiger Weiſe fhon im Intereſſe ſeines bedeutenden Viehhandels 

wird nachfolgen müſſen. 5 | 

Abg. Philipps, der ſich pen die Vorlage zum Wort gemeldet, iſt 
nicht gegen das Princip der Aufhebung dieſer Steuern an ſich, ſondern 
egen die Beſtimmungen des § 2 und die bedingungsweiſe Forterbebung ber 
chlachtſteuer als Communalſteuer, da letzteres für die Communen die 
größten Unzuträglichkeiten zur Folge haben würde. Die Bäder ſteuerfrei 
aſſen, die Schlächter aber weiter zu beſteuern, gehe durchaus nicht an, da 
die Einnahmen aus beiden Steuern ſeit Jahren aufs Aeußerſte mit einander 
verzwickt wären. Die Städte bedürfen entschieden eines en een und 
pie proviſoriſche Forterhebung auf 3 Jahr nach vorgängiger Genehmigung 
der Regierung würde immer als Damoklesſchwert über den ſtädtiſchen 

Finanzen der circa 48 ſchlachtſteuerpflichtigen Städte ſchweben, im Ganzen 
8 Damoklesſchwerter! In 3 Jahren würden ſich die Städte ebenſo wenig 

wie in 5 oder 10 Jahren einrichten können, nach Ablauf der Zeit würde die 
Sache wie vorher liegen. Dieſe Art der Geſetzgebung, ſchließt der Redner, 
will mir nicht gefallen, möge uns die Regierung einen Geſetzentwurf über 
die vollſtändige Aufhebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer einbringen, in 
welchem zugleich Maßregeln zur Entſchädigung der Städte, ob durch Ueber⸗ 
weiſung der Grundsteuer oder ſonſt anders, vorgeſchlagen find. 
2 Abg. Elsner v. Gronop fürchtet die achtundvierzig Damoklesſchwerter 
des Vorredners nicht. Die Commiſſionsvorlage möge ihre Schwächen ha⸗ 
ben, aber ein Sperling in der Hand ſei ihm lieber, als eine Taube auf 
dem Dach. Elbing, das zu vertreten der Vorredner die Ehre habe, würde 
allerdings durch dies Geſetz einen Rückſchlag in ſeinen Einnahmen erſahren, 
aber andere Städte, die mehr Fleiſch äßen (Heiterkeit), würden im Gegen⸗ 
theil ſehr gut dabei fahren. Die Aufhebung der Mahlſteuer ſei abſolut 
nothwendig wegen der bedrängten Lage der Stärkefabrikanten. Das Haus 
möge endlich ver Sache ein Ende machen und das Geſetz annehmen, ob es 
nun gut oder ſchlecht ſei. (Stürmiſche Heiterkeit.) 

Abg. Runge hält die Aufhebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer für ab- 

olut nothwendig und unumgänglich, aber er iſt entſchieden dagegen, daß die 

Schlachtſteuer als Communalſteuer beibehalten werde. Die Behauptung, daß 

die Communen durch directe Steuern nicht daſſelbe aufbringen könnten, wie 

durch die Schlachtſteuer, fei völlig unrichtig. (Hört!) 8 

Abg. Rickert glaubt auch, daß die große Mehrzahl der größeren Städte 

en unmittelbaren u de von der Mabl⸗ und Schlachtſteuer zu directen 

euern werde ertragen können, aber die Regierung habe den § 2 zur con- 
ditio sine qua non ihrer Zuſtimmung gemacht und die Commiſſion habe 
ich des halb gefügt, da ſie lieber ewas als gar nichts habe erreichen wollen. 

Damit ſchließt die Diseuſſtion; § 1 wird einſtimmig gegen einzelne Mit⸗ 

glieder des Centrums (Reichenſperger⸗Coblenz, v. Mallinckrodt, Hüffer), § 2 

mit erheblicher Majorität angenommen 

8 ö lautet: „In Berlin find, falls die Schlachtſteuer als Gemeinde⸗ 

ſteuer forterhoben wird, die zu den erſten beiden Stufen der Klaſſenſteuer 

gehörigen Perſonen im engeren Schlachtſteuerhezirke nicht zur Klaſſenſteuer 
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leitet worden. 


rathen werden. — Ein neuerdings erlaſſenes königliches Decret ſetzt N 
den Schluß der Seſſton des Landtags auf nächſten Sonnabend feſt. 


Weimar, 4. März. [Der Landtag] des Großherzogihums hat 


heute zu den über den Bau einer Eiſenbahn von Hof nach Erfurt 
nebſt dazu gehörigen Zweigbahnen abgeſchloſſenen Verträgen ſeine Zu⸗ 
ſtimmung ertheilt. \ 


Aus Kurheſſen, 1. März. [Suspenſion. — Der Exkur⸗ 


fürſt.] Gegen den orthodoxen Pfarrer Zülch in Hombreſſen IR nun⸗ 


mehr Amtsſuspenſton verfügt und die Diseiplinarunterſuchung einge⸗ 
Die auf „Ungehorſam gegen die vorgeſetzte Behörde“ 
gerichtete Anklage baſitt darauf, daß der Genannte weder je für den 


König in der Kirche gebetet, noch den Tod des Prinzen Albrecht ver⸗ 
kündet, noch auch die Ankündigung wegen des vorjährigen Buß⸗ und 


Beltages von der Kanzel verleſen hat. Auch die Thatſache influirte 
auf die Maßregel der Kirchenbehörde, daß der Pfarrer Zülch ſich ges 
weigert hat, eine mit dem preußiſchen Adler gezierle Gedenktafel für 
die im letzten Kriege gefallenen Ortsangehörigen in der Pfarrkirche 
auſſtellen zu laſſen, und nachdem dies anf Befehl des Conſiſtoriums 
dennoch geſchehen, den Gottesdienſt ganz ſiſtirt hat. — Der Erkurfürft 
hat den Getreuen, welche ihm einen koſtbaren Pokal als Neujahrs⸗ 
geſchenk überſandt haben, ſeinen „wärmſten Dank“ ausgeſprochen. Die 
Hoheit ſieht angeſichts dieſes Zeugniſſes heſſiſcher Treue jetzt, an der 
Schwelle des ſiebenten Verbannungsj ihres, hoffnungsvoll in die 
Zukunft. (Fr. J.) 
Aus Heſſen, 1. März. [Berufung.] Dem Vernehmen nach iſt 
Prof. Keim in Zürich für die dogmatiſche Profeſſur in Gießen be⸗ 
rufen worden. Damit wäre den bisher in die Schweiz verbannten 
Vertretern der äußerſten theologiſchen Linken der Weg nach Deuiſch⸗ 
land wieder geöffnet, vorausgeſetzt, daß andere Regierungen dem Vor⸗ 
bilde der heſſiſchen folgen. (Fr. Preſſe.) 
Wiesbaden, 4. März. [Der Kronprinz) Wie verlautet iſt 
die Abreiſe Ihrer k. k. Hoheiten des Kronprinzen des deutſchen Reiches 
und von Preußen und der Frau Kronprinzeſſin nunmehr definitiv auf 
Montag den 10. März, Vormittags, feſtgeſetzt worden. 
Aus der Pfalz, 1. März. [Großes Auffehen] macht eine 
im „Land. Eilb.“ veröffentlichte Erklärung eines stud. theol. Joh. 
Buchheit in München (gebürtig aus der Pfalz), worin er die von der 
„Rheinpfalz“ wie von anderen ultramontanen Blättern gegen ſeine 
Broſchüre: „Das Ordenskreuz einer armen Franziskanerin“ 
und gegen ihn ſelbſt gemachten Angriffe zurückweiſt und zur Beſchrei⸗ 
tung des Rechtsweges herausfordert, wenn eine der darin genannten 
Perſonen den Muth habe, die ſkandalöſen Dinge, welche darin erzählt 
werden, als Verleumdung zu erklären. Bisher hat, obwohl die Bro⸗ 
ſchüre und ihr Verfaſſer ſelt Monaten bekannt find, nichts Davon ver⸗ 
Uutet, daß eine Klage gegen denselben anhängig gemacht wäre. Was 
Wunder, wenn die Leute die Inſinuation Buchheit's als wahr an⸗ 
nehmen, es geſchehe nur deshalb nicht, weil dann noch mehr unlieb⸗ 
ſame Dinge an die Oeffentlichkeit kommen könnten. Buchheit hat die 
Schrift nach den Mitthellungen einer Schweſter verfaßt, welche im 
Jahre 1857 im Kloſter zu Pirmaſens eingekleidet worden war, die 
aber, des Lebens darin ſatt, nach 15 Jahren daſſelbe verließ, und 
zwar, was bemerkt werden muß, mit einem ſehr guten Zeugniß über 
0 


ihre Führung. Fr. 
Oeſterrelch 

Wien, 4. März. [Die zweite Leſung der Wahlreform⸗ 
Vorlage] iſt für nächſten Donnerstag auf die Tagesordnung des 
Abgeordnetenhauſes geſetzt. 

Wien, 4. März. [Ernennung.] Die „Wiener Ztg,“ veroͤffent⸗ 
licht in ihrem amilſchen Theile die Ernennung des Grafen Geza 
Szapary zum Gouverneur von Fiume. 

Frankreſ ch. 

* Paris, 2. März. [Die Regierung und die Parteien.] 
Das große Publikum, ſchreibt man der „K. 3.“, mißbilligt das Auf⸗ 
teten der Regierung in der National: Berfammlung und findet es 
„ſtupid und lächerlich“, daß Herr Thlers, der in feiner Botſchaft eine 
ſo ſtolze Sprache geführt, ſich plötzlich dazu beſtimmen ließ, dieſe fallen 
zu laſſen, um ſich wieder auf den Boden des Pacles von Bordeaux 
zu ſtellen. Toiers hatte zuerſt die Abſicht, ſeibſt das Wort zu ergreifen. 
Da man aber im Voraus wußte, daß er feine Botſchaft nicht ver⸗ 
leugnen werde, ſo bot man Alles auf, um ihn davon abzubringen. 
Dies gelang jedoch erſt im Miniſterrathe, der geſtern Morgen um 12 
Uhr ſtattfand. Dufaure und ein Theil der übrigen Miniſter drangen 
nämlich mit Ungeſtüm in den Präfiventen, das Wort nicht zu ergreifen, 
der Mojorität durch den Juſtlz⸗Miniſter einige Conceſſtonen machen zu 
laſſen, und fo einer neuen Kelſis vorzubeugen. Die Debalte war eine 
ſehr ſtürmiſche, aber Thiers gab zuletzt nach. Was ihn dazu beſonders be⸗ 
ſtimmte, war, daß Dufaure versprach, ſich dagegen zu erklären, daß die jetzige 
Kammer von ihren conſtttutrenden Gewalten Gebrauch mache. (Dufaure 
that dies auch, als er ſagte: „Die gegenwärtige Verſammlung wird ſich zur 
Zeit der Befreiung des Territoriums auflöſen und ihrer Nachfolgerin die 
delicate und aufreizende Arbeit überlaſſen, endgiltig zwiſchen der 
Monarchte und der Republik zu wählen.“) Thiers hoffte, daß er durch 
dieſe Ausſicht die Republikaner befriedigen werde. Er erreichte jedoch 
keineswegs ſeinen Zweck, ſondern dieſelben geriethen über den „Ver⸗ 
rath von Thiers“ in den höchſten Zorn. Kaum hatte Dufaure ge⸗ 
endet, als ungefähr dreißig Mitglleder der Linken, darunter der heiß⸗ 
blütige Langlols, nach der Miniſterbank hinſtürzten, um Thiers ſeinen 
Berratb in den heftigſten Ausdrücken vorzuwerfen und von ihm zu 
verlangen, daß er auf der Stelle die ſchnöden Worte ſeines Juſtiz⸗ 
miniſters verläugne, Thiers, der bekanntlich nicht viel perſönlichen 
Muth hat, wurde todienbleich und ſuchte ſich zu vertheidigen. Die 
Mitglieder der Linken ſetzten ihm aber arg zu und begleiteten ihn bis 
zum „Buvette“, wohin er ſich zurückzog. Was die Mitglieder der 
Linken beſonders ſo ſehr erregte, war der Umſtand, daß ſie alle den 
Verdacht haben, daß Thierd ſich mit den Orleaniſten abg fanden habe 
und daß ſte in der Dufaure'ſchen Rede die Beſtätigung ſahen, daß 
dem ſo ſei. 

[Das neue Wahlgeſetz.] Wie verlautet, bringt des neue von 
der Regierung vorbereitete Wahlgeſetz folgende Beſtimmungen: Ab⸗ 
ſchaffung der Abſtimmung nach Wahlliſten; 75,000 Wähler wählen 
immer einen Dequiliten; der Gemeinderath wird die Wahldiſtricte 
eines jeden Departements beſtimmen; das Mandat der Deputirten 
hat eine Dauer von 6 Jahren; die Kammer wird alle drei Jahre 
zur Hälfte erneuest; zwei Jahre Domicil. 

[Die Soldaten der Garniſon von Paris!] haben bekannt⸗ 
lich den Rſt der Suppe, die nach ihren Mahlzeiten übrig bleibt, an 
die Armen zu vertheilen, die ſich um dieſe Zeit in den Caſernen ein⸗ 
ſtellen. Wie es ſcheint, befürchten die Milttärbehörden, daß man die 
Suppenveribeilung dazu benutzt, um communiſtiſche Propaganda zu 
machen, und fie haben deshalb Maßregeln ergriffen, damit die Sol⸗ 
daten nicht mehr mit den Armen in Berührung kommen. 

[Die Ligue des Quartiers.] In Paris hat ſich jetzt unter 
dem Titel „Ligue des Quartiers“ eine Verbindung gebildet, deren 
angeblicher Zwiek if, die franzöſiſche Ex Hauptſtadt gegen die Plünde⸗ 
rung, die Brandſtiftung und die Barricaden zu beſchützen. An der 


Spitze dieſer Geſellſchaft ſteht die „Alliance conservatrice“, ein 


richtet. Es war das die erſte patriotiſche Vereinigung der hieſigen 
Deutſchen. Im Anſchluß an dieſelbe fanden mehrere allgemeine Ver⸗ 
ſammlungen der hiefigen deutſchen Reichsangehörigen ſtatt, welche exft 
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aus beißblütigen Noyaliften, wie Herzog de la Rocheſoucauld, Marquis 
de Rethöny u. A., beſtehender Verein. Selbſtoerſtändlich iſt die Ber 


Meteorologiſche Besbadtungen auf der königl. Univerfitäte 
ſchützung von Paris gegen die Plünderung u. ſ. w. nur ein Vorwand, e Be - 


Sternwarte zu Breslau. 


2 22 
und der eigentliche Zweck der Verbindung der, eine bewaffnete Macht einen Ausſchuß von fieben Mitgliedern einſetzten, um das Statut für Marz Nachm. 2 U. | Abds. 10 U.] Morg. 6 U. 5 
zu organiſtren, die, falls ernſte Ereigniſſe eintreten, für die geheimen einen zu begründenden Verein der Angehörigen des deutſchen Reiches ® Bes bei op 330,51 32909 33 715 SE 
Plane der Royallſten verwandt werden fol. Die Organiſation dieſer zu entwerfen, und dann, nach Annahme deſſelben, einen Ausſchuß aus Dun N N 2990 242 = 
bewaffneten Macht wird schon ſeit mehr als einem Jahre betrieben. fünfzehn Perſonen, welche die erforderliche Allerhöchſte Genehmigung Duff en 74 pet. 96 pet. 92 pt. 85 
Faſt vollſtändig iſt fie im Faubourg St. Germain, wo fie vielen Ans für dieſen Verein erbitten und die weiteren Vorbereilungen treffen Wind S. 1 S. 1 1 = 
klang fand, weil einerfeits biefer Stadtthell unter der Commune furchtbar |follten. Trotz der bezüglichen Unterhandlungen mit dem Minifter des Wetter ........ bedeckt. bedeckt, Reg. bedeckt, Regen. 5 


litt, und andereiſeils dort viele clerical⸗legtimiſtiſch gefinnte Leute wohnen. 
Um die Mitglieder der Verbindung bewaffnen zu können und ihnen 
das Recht zu verleihen, Munitlonen bei ſich zu haben, hat man ihnen 
ſogenannte „Port d'armes“ veiſchafft, die man bekanntlich nöͤthig hat, 
um auf die Jagd gehen zu können. Die Verbindung, welche ihren 
Sitz in der Rue de Clichy hat, exläßt ſeit einigen Tagen Aufrufe zum 
Einielit in dieſelbe. Dieſes offene Auftreten derſelben erregt in ſofern 
Aufſehen, als derarlige Verbindungen in Frankreich nur mit poltzei⸗ 
licher Etlaubnlß geſtattet find, und man daher (obwohl ſchwerlich mit 
Grund) glaubt, daß die Regierung ihre Zuſtimmung dazu ertheilt hat, 
daß die royaliſtiſche Parte! eine Art von bewaffneter Macht organiſtit. 
[Die Alfonſiſten,] darunter mehrere eigens aus Madrid her⸗ 
übergekommen, haben eine große Verſammlung bei der Königin Iſabella 
gehalten und beſchloſſen, erſt dann handelnd aufzutreten, wenn ſich 
Republikaner und Carliſten einander aufgezehrt baben würden. Die 
Ausſöhnung zwiſchen Montpenſier und Iſabella ſoll ſich beſtätigen. 
Die alfonſiſtiſchen Generale und Dffitere in der ſpaniſchen Armee 
haben von der Königin die Weiſung erhalten, auf ihrem Poſten zu 
bleiben und die Eteigniſſe ruhig abzuwarten. Es iſt ungefähr dle 
nämliche Inſtructſon, welche der Ex⸗Kaiſer Napoleon nach feinem Sturze 
an ſeine Partiſane in der franzöſiſchen Armee ergehen ließ. 
[Kirchenbauten.] Das „Univers“, welches ſonſt ſchwer zu be⸗ 
friedigen iſt, ſchreibt: „Es dürfte ſchwer fein, in Frankreich eine gewlfſe 
Anzahl großer Städte zu nennen, wo nicht eine Kirche im Bau oder 
eine im vollſtändigen Umbau begriffen iſt. Die Zahl der Kirchen und 
anderer relltzöſen Gebäude, welche in den letzten 30 Jahren neu ges 
baut oder bergeftellt wurden, iſt gar nicht mehr zu zählen. Es gieb: 
viele Diöceſen, wo die Zahl 100 überſteigt. Dieſe vielleicht in der 
Geſchichte Frankreichs noch nicht dageweſene Bewegung hat Bauwerke 
hervorgebracht, die ſich durch elegante Schönheit und oft durch groß⸗ 
artige Form, wie durch die Schnelligkeit der Ausführung auszeichnen. 
In vielen Otten wurden dieſe Bauten ſelbſt durch den Krieg nicht 


Innern und der Einreichung des Statuten⸗Entwurfs im September 
o. J., ja irotz der perſönlichen Verwendung des deutſchen Botſchafters 
bei dem Miniſter iſt dem Ausſchuß bis heute eine Antwort noch nicht 
zu Theil geworden. Die Deutſchen Peiersburgs harren noch immer 
auf die Gewährung ihrer Bitte, einen Verein bilden zu dürfen, der 
in rein geſetzlicher Weiſe das allgemeine Bedürfniß nach einem ge⸗ 
müthlichen ernſt patriotiſchen Verkehr im Sinne der vaterländiſchen 
Zuſammengehörigkeit befriedigen würde. Inzwiſchen hat es der Aus⸗ 
ſchuß fortgeſetzt als feine Pflicht erachtet, auch vor dem Zuſtandekommen 
des beabſichtigten Vereins die Landsleute bei geeigneten Anläſſen pa⸗ 
triotiſch zu vereinigen. So hat er eine Sedanfeler am 2. September 
o. J. veranſtaltet und auch jetzt wieder vor 3 Wochen beſchloſſen, die 
Vorbereitung für die Geburtstagsfeier Kaiſer Wilhelm's in die Hand 
zu nehmen. Als er hörte, daß auch die gemüthliche freie Vereinigung 
der hieſigen Ktiegskameraden von 1870 daſſelbe beabſichtige, hat er 
dieſelbe aufgefordert, mit ſeinen für den Feſt⸗Ausſchuß gewählten fünf 
Mitgliedern eiue gleiche Anzahl aus ihrem Kreiſe zu vereinigen, um 
zum Zeichen der Einmüthigkeit die Eiuladung gemeinſam ergehen zu 
laſſen. Erfreulicher Weiſe iſt man darauf eingegangen. Es darf ge- 
hofft werden, daß die Feier an diefem wie am verfloſſenen 22. März 
unter lebhafler Betheiligung und in patrlotiſcher Begeiſterung ſtatifinden 
werde. 


Provinzial-Veitung. 


H. Breslau, 2. März. [Bezirksverein des nordweſtlichen 
Theiles der inneren Stadt.] In der vorgeſtern Abend im untern 
Saale des „Cafe Reſtaurant“ abgepaltenen, ziemlich zahlreich beſuchten Ver⸗ 
ſammlung des Vereins berichtete der Vorſitzende, Herr Dr. Pinoff, zu: 
nächſt über die in Anregung gebrachte Eröffnung eines Abonnements auf 
die den Mitgliedern der Stadiperordneten⸗Verſammlung zugebenden Vor⸗ 
lagen. Nach einer mit dem Vorſitzenden der Staptverordneten⸗Verſammlang 


Breslau, 5. März. [Wafferſtand-] B.. 18 F. 1 3. 8.55.88. _ 
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X. Breslau, 5. März. [Schifffahrtsnachrichten.] Das Waller 
der Oder ift ſeit den letzten 24 Stunden ca. 1“ gefallen und jetzt im Wach⸗ 
ſen. In Folge der regneriſchen Witterung ift Ausſicht, daß 0 das Waſſer 
nicht zu ſchnell verlaufen wird und auch den hier noch unbeladen liegenden 
Kähnen, die zwar Ladung abgeſchloſſen, aber ſolche von auswärts noch er⸗ 
warten, ermöglichen wird bald abzuſchwimmen. Ein zweiter großer Theil 
der biefigen Kähne iſt noch im Laden am Unterwaſſer und der Oderweiche 
der R. O.⸗U.⸗Eiſenbahn begriffen. Abgeſchwommen find am 3. und 4. d. 
ein Kahn mit Zink und Oel, zwölf Kähne mit Zink, drei Kähne mit 
Zinkblech und zwei Kähne mit Leinkuchen nach Hamburg; ein 
Kahn mit Gütern nach Magdeburg; vier Kähne mit Eiſen und 
But nach Berlin; ſechsundzwanzig mit Getreive und fünf Kähne mit 

ohlen nach Stettin: ein Kahn mit Rapskuchen und ein Kahn mit Kohlen 


nach Frankfurt und ein Kahn mit Kohlen nach Kleinitz. Die Unterſchleuſe 2 2 


haben die in Brieg mit Gerſte beladen wordenen Kähne paſſirt. 


Berlin, 4. März. Auch heute hatte der Geſchäftsverkehr ſtark unter der 
Geldknappheit zu leiden, da ſich die Geldmittel in keiner Weiſe flüifiger 
zeigten. Dennoch bewahrte die Börſe eine ungetrübte Feſtigkeit und ein 
mehr in den Vordergrund tretendes Angebot war, mit Ausnahme des 
Wechſel⸗Verkehrs, auf keinem Gebiete zu 
ſich beengt, begnügte ſich aber mit partieller Geſchäfts⸗Euthaltung, denn 
man hält allſeitig die Anſicht feſt, daß die bisherige Geldabundanz nur vor⸗ 
übergehend etwas beeinträchtigt ſei und in kürzester 
Umfange Platz greifen dürfte. Die Speculatſons⸗ 
geringem Maße in Verkehr und hielten ſich in ihrer Coursbewegung in 
ehr engen Grenzen. In der erſten Börſenhälfte war das Geſchäft leb⸗ 
hafter, nahm aber gegen den Schluß 1% 
ter an. Der Haupiverfebr fand in öſterreichiſchen Credit⸗Actien ſtait. 
Deſterr, Bahnen ſehr ſtill, jedoch ziemlich gut behauptet. In öſterr Renten 
blieben die Umfäge ſehr mäßig, die Tendenz hierfür wie für die anderen 
auswärtigen Fonds war ziemlich feſt, J aliener und franzöſiſche Rente uns 
verändert, Türken und Amerikaner ſehr ſtill. Ruſſ. Staats⸗Effecten zeigten 
ſich reger, beſonders gingen 7ler, obgleich etwas niedriger, febr lebhaft um 
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enommenen Rückſprache dürfte die ganze Angelegenheit wahrſcheinlich am ; 5 5 > Na 
unterbrochen und in anderen wurden fie ſofort mit verdoppeltem Eifer Roftenpuntie Dein, da ſelbſt bei einer erheblicheren Anzahl von Abon⸗ Aceh ee langt Fonds fill Pfandbrſeſe und Stadtefhule = 
wieder aufgenommen.“ neuen der Abonnementspreis ſich schwerlich unter 2 Thlr. vierteljährlich | eine anziehend, Conſols billiger, Prioritäten in allen Gattungen begehrt 
h Ste 1 1 110 letzte Woche 17 ſehr groß. Es 9985 dot inn ee dar Sinh une BE i U und ſehr feſt. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte war die Stimmung weniger 
arben 964 Perſonen, 75 mehr als in der vorhergehenden. 5770 5 = 


Spanien . 
Madrid, 28. Februar. [Ca rliſtiſches.] Es bricht ſich, ſchreibt 
man der „K. Z.“, allmählig, gewiß nicht zu früh, die Ueberzeugung 
Bahn, daß das Erſte, was die Regierung zu thun hat, die Unter⸗ 
drückung des Canliſtenaufſtandes iſt. Die Herflellung der Ruhe iſt 
nöthiger, als die einer beſtiimmten Regierungsform. Republicaner und 
Radicale haben geſtezn eine Berathung gehalten, worin der Vorſchlag 
Annahme fand, daß die National⸗Verſammlung der Regierung einen 
außerordentlichen Credit von 100 Millionen zur Verfügung ſtellen ſollte, 
zum 100,000 Freiwillige auszurüſten, welche Catalonien, Navarra und 
die baskiſchen Provinzen militäriſch beſetzen ſollen, während die Truppen 
den carliſtiſchen Banden nachſetzen und dieſelben vernichten würden. 
Solchen Vorgängen, wie heule die Blätler ſte wieder melden, muß 
ſchleunigſt ein Ende gemacht werden. In der Nähe von Tortoſa ſetzt 
der Cailiſtenführer Tallada Gemeinderäthe ab und ein, natürlich unter 
Androhung von Todes ſlrafe, wenn fein Wille nicht befolgt wird; der 
Pfarrer Santacruz hat, wie geſtern nach Viloria gemeldet wurde, eine 
arme Frau erſchoſſen, weil ihr Mann den Behörden eine Mittheilung 
über die Caxliſten gemacht hatte; in den Dörfern der Provinz Gerona 
werden die Mitglieder der rcpublicaniſchen Comites als Gefangen 
foztgeſchafſt — fie find nämlich „Hochvrärßther an Sr. Majäſlät dem 
König Karl VII.“ Inzwiſchen hat ollerdings die amtliche Zeitung 
einige Siege der Tuppen über Carliſtenbanden zu regiſtriren. 
[In Barcelona] herrſcht noch immer große Aufregung unter 
dem Militär; die Truppen und desorganiſitt, die Offtziere zum großen 
Theil verſchwunden. Contreras hat eine ſchwere Aufgabe unternom⸗ 
men und verlangt die ſoforttge Bildung von Freiwilligen⸗Batalllonen. 


RNußland. 

E. St. Petersburg, 27. Februar. 
mal. — Geburtstagsfeier des deutſchen Kaiſers.] Die 
Leſer der „Oſtſee⸗Zeitung“ find in letzterer Zeit mit einer Nachricht 
bedacht worden, nach welcher fi) unter der ſüdweſilichen Landbevölke⸗ 
sung Rußlands eine von der ſoelaliſtiſchen Partei angeſtachelte Bewe⸗ 
gung geltend machen fol. An Ort und Stelle weiß man nichts davon. 
Der Generalgouverneur jener Provinzen hat während ſeines kürzlichen 
Aufenthaltes hierſelbſt derartige Gerüchte für gänzlich unbegründet er⸗ 
klätt. Der einzige Streitfall, welcher in der letzten Zeit dort vorge 
kommen, hat mlt den ſocialiſtiſchen Tendenzen gar nichts zu ſchaffen 
gehabt; es war ein Streit zwiſchen einem großen Beſitzer Volhyniens 
und den benachbarten Bauern, welche übrigens, nach der Erklärung 
des Gouverneurs, mehr als genügende Gründe hatten, ſich über jenen 
zu beklagen. — Zwei Aufforderungen der hieſigen Zeitungen lenken 
die Blicke in tiefen Tagen nach Deutſchland. Die eine wendet ſich 
an Alle und ladet zu einer Subſeription für das in Berlin zu er 
tichtende Denkmal ein, welches dem Profeſſor v. Gräfe gewidmet fein 
fol. Das Berliner Central⸗Comlté hatte die ruſſiſchen Ophthalmologen 
um ihre Bethelligung angegangen. In einer in Folge deſſen bei dem 
Leibmedieus Karell, dem älteſten Freunde Gräfe's, ſtattgehabten Ver⸗ 
ſammlung der hieſigen Augenärzte und der officiellen Vertreter unſerer 
Mediein erklärte Dr. Pelikan, Director des Medleinal⸗Departements, 
durch das Miniſtertum die Allerhöchſte Erlaubniß zu einer allgemeinen 
Subfeription auswirken ſuchen zu wollen. Dieſelbe ift erfolgt; der betr. 
Bericht lautet: „Se. Maj. der Kaiſer hat auf den Bericht des Minlſte⸗ 
riums des Innern über die Verdienſte des 1870 verſtorbenen Berliner 
Plofeſſors Albrecht von Gräfe, der durch feine genialen Enideckungen 
nicht nur der Ophthalmologie, ſondern auch im Allgemeinen der wiſſen⸗ 
ſchaſtlichen Mediein einen ungeheuren Nutzen gebracht und fo viel zur 
Bildung unferer Augenärzte beigetragen hat, am 26. Januar Aller⸗ 
hoͤchſt zu genehmigen geruht, daß im Publikum und unter den Aerzten 
aller Reſſorts eine Subſertption zu freiwilligen Beiträgen für die Er: 
richtung eines Gräfe⸗Denkmals in Berlin eröffnet werde. Indem der 
hieſige Augenarzt Profeſſor Junge dieſe Antwort veröffentlicht, theilt 
er einen Brief Gräfe's aus der letzten Zeit vor deſſen Tode mit, 
welcher als ein Ausdruck der den großen Mann erfüllenden Beſchel⸗ 
denheit und feiner Sympathien für Rußland geeignet iſt, die Theil⸗ 
nahme für das Unternehmen bierſelbſt nur zu verſtärken. — Die an: 
dere Einladung if an die hieſigen Angehörigen des deutſchen Reiches 
gerichtet und fordert dieſelben zur Thellnahme an einem ſolennen Feſt⸗ 
mahle zur Feier des Geburestags Kaiſer Wühelms I. am 22./10. März 
auf. Ich habe Ihnen über die gelungene Feier vor einem Jahre be⸗ 


[Dementi. — Denk⸗ D 


digung kommen. — Nach einigen weiteren Mittheilungen aus den Verhand⸗ 
lungen der letzten Sitzung der Stadtverordneten hielt Herr Dr. Pinoff 
demnächſt einen längeren Vortrag über die Frage; „Welche Stellung 
nimmt die liberale Partei den Arbeitern und ihren Agitatio⸗ 
nen gegenüber ein?“ Dieſe Frage, führte derſelbe aus, ſei von außer⸗ 
ordentlicher Wichtigkeit und dürfe nicht jo ohne Weiteres umgangen werden 
Die Social⸗Demokratie wolle den 18. März, mit ihm aber nicht die geiſtige 
Erhebung unſeres Volkes, den Beginn unſerer freiheitlichen Entwickelung, 
ſondern die Revolution und die Commune feiern. Mit den Männern dieſer 
Richtung wolle die große liberale Partei unjeres Landes nicht fo weit con 
undirt werden, daß man glauben kön ge, ſie ſtehe mit ihnen auf gleichem 

tandpunkte. Die geſammte liberale Preſſe habe ſich ſchon längſt gegen die 
Beſtrebungen der ſocial⸗demokratiſchen Partei ausgeſprochen. Die Conſe⸗ 
quenzen der Beſtrebungen dieſer Partei ſeien für die Zukunft von viel 
größerer Bedeutung, als diejenigen der uliramontanen Agitation. Dieſe 
laſſe immer noch eine Hinterthür offen, durch welche ſie ſchlüpfen könne, der 
Social⸗Demokratismus aber behaupte, die allein maßgebende Partei zu ſein 
und lehne ſich gegen alle und jeve Autorität auf. Allerdings habe die libe⸗ 
rale Partei 1848 mit den Arbeitern in einer gewiſſen Verbindung geſtanden, 
die Ziele derſelben waren aber damals nicht dieſelben, die ſie heute ver⸗ 
folgen. Aber die liberale Partei gebe ſich, während ſie nach wie vor auf 
dem Standpunkte der Reformbewegung ſtehe, vorläufig mit dem, was durch 
die Bewegung erreicht worden iſt, zufrieden; es werde ihr nicht einfallen, 
die Revolution als ſolche zu feiern, fie begehe eine Feier des 18. März nur 
als eine Feier desjenigen Tages, durch welchen die Reform in Bewegung 
gekommen. Was ſeit jenem Tage geſchehen, was erreicht worden iſt, be⸗ 
trachten ſie als für das ganze Volt von der größten Bedeutung, und 
Niemand habe begründetere Urſache, ſich dieſer Erfolge zu freuen, als gerade 
die liberale, die demokratiſche Partei. Jene Geſellſchaſt aber, die auch den 
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Courſe. 


feſt; Geſchäftsſtille verwiſchte jedoch hier jede andere Nuance der Stimmung 
faſt vollſtändig, von leichten Actien been Oſtpreuß. Südbahn ſteigend, 
Lüttich, Grajewo Naheb. und Crefeld belebt, letztere beiden jedoch ni 

Bahnactien auf Prämie ſehr ſtll Bankactien wurden ziemlich lebhaft gehan⸗ 
delt und bekundeten meiſt ſehr feſte Stimmung. Discont.⸗Comm. ganz dor⸗ 


niedriger, 


1 belebt. Ferner Prov.⸗Disc., Union, Schönheimer, Meininger, 5 


eſſauer Landesb., Berg.⸗Märk., Thüringer Bank, Berliner Bank, Com- 
merce⸗Bank, Depoſitenbauk und Quiſtorp ſehr beliebt, Centralgenoſſenſchaft 
ſteigend, Niederſchleſiſcher Kaſſenverein zu herabgeſetztem Courſe 
Bankactien auf Prämie lebhaft, Leipziger Disc. 110% Br., Deuti 
106 Poſten bez. u. G. Induſtriepapi re feſt, meiſt recht belebt. 
ſchmiede, Mattiſon, Simon Holzarbeit, Rathenow. Opt., Weſtphalia, Potsd. 
Holzfactorei ſteigend, Balt. Lloyd beliebt, desgleichen Berl. V 
Eiſenbahnbedarf, Hoffmann und Neuß, Weſtpreußiſche Eiſenwerke gedrückt 
124. Sehr bedeutenves Geſchäft in Gelſenkirchener zu bedeutend bewegtem 
Glückauf 119%, Union chem. Prod. 111, Metallinduſtrie 105% 
bez. u. Gd. Forſter Tuchfabrik 102 bez. u. Gd., Wechſel e meiſt 
niedriger, geſchriebene Appints auf London bedangen 4 pCt. (B.- u. H. Z. 
Kekegraphiſche Courſe und Borſeunachrichten. 
* Aus Wolfes Telegr.⸗Burean.) 


Parts, 4 März Nachmittags 3 Uhr. (Schluß⸗Courſe.] Zprog. 
Renie 57, 50 Anteihe de 1871 89, 65. Auleibe de 1872 91, 524%, 
dio. 
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i dis. Prioritäten 257, 00. 


Actien 443, 75. 


Namen einer demokratiſchen beanſpruche, die ſocial⸗demokratiſche Partei, gebe _, 


ſich mit dem Erreichten nicht zufrieden, auch vor der Hand nicht; fie wolle 
alle Fundamente, auf denen die menſchliche Geſellſchaft beruhe, durch eine 
Gleichmacherei in ihrem Sinne untergraben, ſie erſtrebe eine Gleichheit Aller, 
nach welcher Jedem an und für ſich ſchon die Stellung gebühre, die ein An⸗ 
derer ſich durch ſeine Intelligenz, durch Mühe und Arbeit errungen. Die 
ſocial⸗demokratiſche Partei wolle mit einem Worte die Herrſcherin der Ge⸗ 
ſellſchaft fein und fie wolle dies ſelbſt durch Mord und Todtſchlag erreichen. 
arum feiere ſie die Commune. Von einem ſolchen Standpunkte müſſe ſich 
der wahrhaft Liberale mit Abſcheu und Entſezen abwenden. Es jet ein 
Gedanke don großer Bedeutung, das Wort der franzöſiſchen Juli⸗Revolution: 
„Vivre en travaillant et mourir en combattant“, in ſeinem erſten Theile, 
das Leben in der Arbeit, ſei eine mit goldenen Buchſtaben zu verzeichnende 
Wahrheit. Aber die franzöſiſchen Communards hätten den letzten Gedanken 
„Sterben im Kampfe“ zum Haupt⸗Axiom gemacht, das Verſtändniß des 
erſteren ſei ihnen verſchloſſen geblieben. Daſſelbe Verſtändniß fehle auch im 
Allgemeinen unſeren Arbeitern und daß dies ſo ſei, daran trage ihre mangel⸗ 
hafte Bildung die Schuld. Den Arbeitern im Großen und Ganzen fehle 
alle und jede Berechtigung, fi als die alleinigen Herren der Welt zu be⸗ 
trachten; weder ihre Bildung, noch ihre Leiſtungen berechtigen zu ſolchem 
Auſpruche. Ehrenwerthe Ausnahmen ſeien natürlich vorhauden und hätte 
ſich die Allgemeinheit des Arbeiterſtandes ſchon auf den Standpunkt der 
Bildung emporgeſchwungen, auf dem dieſe Ausnahmen bereits ſtehen, fo 
würde eine Feier der franzöſiſchen Commune unmöglich ſein. Deshalb dürfe 
der Staat seine Verpflichtung nicht aus den Augen verlieren, für eine er: 
böhtere Bildung der Jugend zu ſorgen. Der Arbeiterſtand müſſe einſehen 
lernen, daß er, wenn er zur Geſellſchaft gehören und eine Stimme haben 
wolle, auch eine ganz andere Stufe der Bildung einnehmen müſſe. Ihm zu 
dieſer zu verhelſen, müſſe der Liberalismus ſich ne ſein laſſen, wenn 
er nicht dereinſt für die hereinbrechende ſociale Revolution verantwortlich 
gemacht werden wolle. — Wegen zu weit vorgerückter Zeit konnte eine Dis⸗ 
cuſſton über den mit großem Interesse entgegengenommenen Vortrag nicht 
eröffnet werden, obwohl eine ſolche mehrfach gewünſcht wurde und die Aus: 
führungen des Herrn Vortragenden über das Verhältniß der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, der Meiſter und Geſellen den anweſenden Vereins⸗Mit⸗ 
gliedern aus dem Handwerkerſtande hinreichend Gelegenheit geboten hätten, 
ihre Erfahrungen und Anſichten mitzutheilen. Dieſelbe wurde daher bis zur 
nächſten Sitzung, für welche außerdem Herr Dr. Lipſchitz einen Vortrag 
über Canaliſation zugeſagt hat, vertagt. 


Nachrichten aus dem Großherzogthum Poſen. 

* Kempen, 3. März. [Briefmarder.] Seit Jahresfriſt mehrten ſich 
faſt täglich bierorts die Klagen über verloren gegangene Briefe. Nun iſt 
es endlich in voriger Woche der Aufmerkſamkeit des Poſtſecretärs Tuchſcher 
gelungen, den Briefmarder in der Perſon eines Landbriefträgers auf fri⸗ 
ſcher That zu ertappen, als er eben im Begriff war, wieder eine Anzahl 
der für den Stadtbriefträger beſtimmten Briefe von dem Tiſche in feiner 
Taſche verſchwinden zu laſſen. Die ſofort angeſtellte Hausſuchung ergab das 


denn aus dieſem Jahre wurde ein Beweisſtück gefunden. Vollſtändige Briefe 
fanden ſich nur wenig, dagegen eine Maſſe 85 unbeſchriebene Briefbogen 
und eis zelne Couverts hier aufgegebener Briefe mit ausgeſchnittenen Marken. 
Jedenfalls hat der Betreffende in den Briefen nach undeklarirtem Gelde ge⸗ 
ſucht und wie ih erwarten läßt, auch häufig feine Mühe belohnt geſehen, 
da er das Geſchäft in immer größerem Maßſtabe belrieb. Um jo mehr muß 
das Publikum ſich über die Entdeckung des Secretä 8 Tuchſcher freuen, 
5 5 letzter Zeit eine ſichere Correſpondenz faſt nur recommandirt mög⸗ 
Gr. 


Frankfurt a. M., 4. März, Abends. 
Amerikaner 93%. Creditactien 367, 50. 1860er Looſe 97%. Staatsbahn 
361, 75. Franzoſen —. Lombarden 202. Galizier —. Silberrente 68, 09, 
Papierrente —. — Hahn iſche Effectenhank 137—137, 50, Deutſch⸗Oeſterr. 
Bauk —. Provinzialdisc. 178, 75. Nordweſtbahn —. Continental Eiſen⸗ 
bahnbau 119, 50. Bankactien 1056. Nationalbank —. Meininger —. Feſt. 

Dresden, 4. März, Mittags. Credit 209%. Lombarden 115%. 
Silberrente 68%. Sächſiſche Creditbank 129%. Sachſiſche Bank (alte) 150% 
do. (junge) 146. BR Credit 185. Dresdener Bank 107. Dresdener 
Wechslerbank 120%. 

Oeſterr. Noten 92%. Lauchhammer 117%. — Felt. 


[Effecten⸗Societat!] 


Nordd. Bank 186%. Proviuzial⸗Disconto⸗Geſellſchaft 178. Anglo⸗den 
Reſultat, daß der Betreffende fein Geſchäft mindeſtens ſeit 1868 betrieb; 2 N rad 


do. neue 111. Däniihe Landmannbank 102%. Dortmunder 
Union 192%. Wiener Unionsbant —. 1864er Ruſſiſche Freren Aale 8 
127. 1866er Ruſſiſche Prämien⸗Anleihe 127%. Amerikanſſche de 1882 
91%. Disconte 4 pt. Laurahütte 268. — Feſt. ER 8 

Dau burg, 4 März. Getreidemarkt] Weizen und Roggen loco 
und auf Termine ruhig Weizen pr April⸗Mai 126pfp. pr. 1000 Nilo netto 


che rege. ze 
Fagon⸗ — 
ulcan, Elbing. 


resdeuer Handelsbank 100%. Sächſiſcher Bankverein 


250 Br. u. Gd. pr. Mai⸗Jani 126pfh. pr. 1000 Kilo nette 250 Br., 249 = 


Ob., pr. Juli⸗Auguſt 126pfo. pr. 1000 Kilo neito 244 Br., 242 50, — 
Roggen pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 159 Br., 158 Eld. pr. Mai⸗Juni 
1000 Kilo netto 159 Br., 158 Gd., pr, Juli⸗Auguſt 1000 Kilo 158 Br. 


+ 5 5 1 = 


155 Gd. — Haſer feſt. 5 I — Nüböl still, loco 36, 00, pr. Mai 
2 237, pr. October pr. 200 Pfd. 7 — Spixilus geſchäftsios, vr. 100 
Liter 100 pCt. pr. ne ee 25 be "Apr! Dei 45, pr. Juli⸗Aug. 46%. 
sale feft, . — Petroleum ill, Stantard white Ioco 17% 

Br., 17% Gd., pr. Mor 165% Gb., pr. Auguſt⸗December 17, 80 Gld. 


Welter: Trübe. 
Hamburg, 4. März, 8 Uhr 30 Min. [Abendbörſe.] Oeſterr. Sil- 
berrente 68%. Amerikaner —. er —. Lombarden 431, 50. Oeſterr. 
Creditactien 314, 75—314, 50. Deſterr Stoatöbahn 773, — —. Oeſterr. 
Nourdweſtbahn 502. Anglo⸗deutſche 116 Hamburger Tommen: und 
- Disconiobant 128, —. Rhein. Eiſenb.⸗ Ele Aae —, Bergiſch⸗Mär⸗ 
Ede, —. Köln-Mindner —. Laurahütte 268, —. Dortmunder Union 
192, 25. Se still. 
5 Liverpool, 4 „März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
9200 . on ai 10,000 Ballen. Feſt. Tagesimport 58,000 B., davon 
amerikaniſche. 
Liverpool, 4 März, Nachm. [Baumwolle.] e Umſat 
12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. Feſt. 
SB, Orleae 10, middl. amerikaniſche 9%, fair lola 6%, middl. 
fair Dhollerah 6%, good mibdl. Dhollerah 5%, mipdl. Dholleraß 4%, fair 
: A 4%, fair Broach 7, zew fais Domta 7%, good fair Domra 7%, 
- fair Madlas 6%, fair Pernam 10%, fair Run 8, fair Egyptiſche 10%. 
5 Orleaus nicht unter good 1 0 Januar⸗V erihiffung 9%, Upland 
Januar⸗Verſchiffung 9%, Februar⸗M 12 de 
85 Mancheſter, 4 März, Nachm. 12r Water Armitage 10, 121 Water 
Taylor 1125 201 Water Micholls % 307 Water Gidlow 14%, 30r Water 
Clayton 16, 40r Mule Mayoll 14%, 40r Medio Wilkinſon 16, 36r 
Marpeops Qualität Rowland 15%, 40r 7 15 1 17%, 60r Double 
Weſton 19, Printers % "ho S fd. — Gutes Geſchäft zu 


vollen Preiſen. 
Petersburg, 4. März, Nachm. 5 Uhr. [Schluß⸗Courſe.] Wechſel⸗ 
32/2, do. auf Hamburg 3 Monat 276%, 


cours auf London 3 Monat 
do. auf Amſterdam 3 Monat 164%, do. auf Paris 3 Monat 346%, 1864er 
ie Anleihe (geſtplt.) 153%, "1866 er Prämien⸗Anleihe (ep) BR 
j rue 6, 02, Große Ruſſiſche Eiſenbahn 138%, Intern. B 
5 . 0. 1 IE, 
7 Welenöbung, 7 März, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 48%, pr. Auguſt 49%. Weizen pr. Mai 14. Roggen pr. Mai 7,15. 
Hafer pr. Mai⸗Juni 3, 95. Hanf pr. Juni — einſaat (9 Pub) pr. 
Mai 111985 — 19, 2. . Kalt. 
Königs 4. März, Nachm. lee ae 91 feſt. Roggen 
feſt, ieh 421220. 2000 Pfo. Zollgew. 48% järz 48 ½, pr. 
5%, pr. Mai⸗Juni 49% Thlr. Gerte behauptet. Hafer 
Be loco pr. 2000 in Sollgem. 38, pr. 11 8 und pr. Mai⸗Juni 
39% an Weiße 1 en pr. 2000 Pfd. Zollgew. 44% Thlr. Spiritus 
Liter 100% loco 195 pr. Frühjahr 18% Thlr., pr. Juli⸗Auguſt 
19% Thlr. — Wetter: Tru 
Danzig, 4. März, Kachmittags 2 15 [Getreidemarkt.] Weizen 
bunter pro 2000 Pfd. 3 U 5. pe bellbunter 82, 9 55 


1 Weite; — 

5 Keln, März, i d 1 Ubr. 

feſter, hast loco 8, 15, fremder loco 8, 7%, pr. März 8, 11%, ver 
Mai 8, 117%, pr. Juli 8, 11, 5 Nobr. 7, 23. — Roggen matt, ‚nco 5, 77%, 

pr. Marz 8 9,5, pr. Mai 5, 9, pr. Juli 5, 11, pr. November 5 5 13 

5 Arlt beſſer, des 12%, pr. Mat 12 or pr. October 12% „10 — Wetter: 

Rt 

Paris, 4. März Nachmitt. [Eroductenmarti.) Rübdi behauptet, pr. 

März 95, 50, or. März⸗ April —, —, pr. Mai⸗Juni 94, 00, Septem⸗ 

ber⸗December 94, 00. Mehl ſteigend, or. Nän 7¹, 50, x April 71, 75, pr. 

Mai⸗Auguſt 72, 50. — Spiritus pr. März 53, 25. — Wetter: Regneriſch. 
Liverpool, 4, März, Nachm. [Getreivemarkt.] Engliſcher Weizen 

und Mahl ſtelig. us ni: 

2 er Amſterdam, 4. März, Rahm. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 

= Weizen pr. Mai 354, pr. October 340. — Roggen pr. 

März 180 5 Mai 187%, pr. October 1944, 

om‘ an Petroleum, ruhig, Stauvard white loco 17 Mark 


IE be ae. Weizen 


B. äteriin, 4, März [Stettiner Börfenberist; Wetter: trübe. 
Morgens Nebel. Temperatur + 4 R. Barometer 28“ 3", Wind: SW. 
— Meizen unverändert, pr. 2000 Pfd. loco gelber ger. 50—65 Thlr. bez., 
heſſerer 86—76 Thlr. bez., ee bis 83 Thle. bez., pr. März 82% Tolr. 
nom., pr. krahjahr 83%, 82%, 83 Tolr. bez., pr. Mai⸗ er 82% Thlr. 
bez., Br. u. Gld., pr. Juni⸗Juli 82 Thlr. bez., 82% Thlr. u. Gld., pr. 
Juli ⸗Auguſt 81% Thlr. bez., pr. September⸗ ctober 771 77 Thlr. bez. — 
oggen etwas niedriger, pr. 2000 Ba. loco ger. 50—54 Thlr bez., Tue 
bis 55% Thlr. bez., pr. März 53% Thlr. nom., pr. Frühjahr 54%, 5 
54 Thlr. bez., pr. Mai⸗Juni 53%, , 4% Thlr. bez., pr. Juni⸗Juli 897% 
5 Br bez., pr. Juli⸗Auguſt 53 Thlr. Br., pr. September⸗October 52% Thlr. 
bez. — Gerſte unperändert, pr. 2000 Pfd. loco 50—58 Thlr. bez., pr 
= Srihjahr Schleſ. 56% Thlr. bez., Br. u. Gld. 


Merlin, 4. März. Weizen: Termine beſonders per April⸗Mai neuer: 
dings böher. Gekündigt — Etur. Kündigungspreis — Thlr. Loco 72 
89 Ehir. pro 00 Kiloge. nach Qualität De 5 pro März — Thlr. bez., 
tür An il — Ne bag, 8 81% —85 r. bez., a 
15 5 als 9 5 Iiir Lei 


oco 55 Thlr. pro 1000 
a Thlr. bez., inländiſcher 
5%— Thlr. bez. März: 
Sn 4 Thlr. bez., Mai⸗Juni 


17 755 2 1 15 tie 54 5 


Hz digt = Liter. 


Breslau, 5. März 9% Uhr Som. Die einen am 599 75 

x Maite war im Allgemeinen matter, bei ausreichenden Zufuhren und unver⸗ 
änderten Preiſen. 

Werzen wenig verändert, pr. 100 Kikogr. ſchleſiſcher non 6% bis 
8% ‚a, gelber 68 4 Thlr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Mog gen nur eine e verkäuflich, pr. 100 Kiloge. 575 bis 
6 Tblr., ſeinſte Sorte 6% Thlr. bezahlt. 

5 35 ie preishaltend, pr. 100 re 445% Thlr., weiße 5% bis 


1 abt feſt, pr. 100 Kilogr. 4% bis 4% Thlr., feinſte Sorte über 


Notiz b 
Grbſen mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 2 Thlr. 
1 igen preishaltend, pr. 100 Kilogr. 44 —4% Thlr. 
. Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. gelbe 2%, 3% Thlr., blau- 
\ i® 
Bohnen preishaltend, pr. 100 Kilogr. 75 Die Tele 
Mais unverändert, pr. 100 Kilogr. 5-54 bir. 
Oe H gazen in feſter Haltung. 
pe aglein unverändert. 


Per 100 eie e netto in aa Sgr. 8. 
Schlag⸗Leinſaat 8 — Gases 
Winter⸗Kapg 9 2 6 9 10 — 9 20 — 
ee. 8 12 6 8 22 — 9 2 6 
Sommer⸗Rübſen 1 2 — 8 20 — 9 2 6 
Leindotter 7 25 8 15 — 


Kapskuchen mehr beachte, ſcheſſche 7073 Sgr. pr. 50 Kilogr. 

geinkuchen offerirt, ſchleſiſche 88—90 Sgr. pr. 50 Kilogr. 

Kleeſaat 8 verändert, rothe 13—16% Thlr. pr. 50 Kilogr, weiße 
1317/20 Thlr. pr. 50 Kilogr., bochfeine über 11705 bezahlt. 

Thymothee ſehr feſt, 8 — 10% Thlr. pr. 50 Kilog 

Kartoffeln pr. 50 lag: 28 Sur. bis 1 al. m. 5 Mer 34—4 Sgr. 


. 


* 


N 


H» A — haltens und einer gewiſſen Uebereinſtimmung der Parteien gebieteriſch 


Berliner Börse vom 4. März 1873. 


Wechsel - Course. Risendahn-Stamm-Actien, 


3 -Divid, prof 1871 |81872 f. 
e | an 140 bz. Aachen-Mastricht | 35 
do, 1 


weggrund ihres Verhaltens fel. 


alsdann die Befreiung des Territoriums 


— 4 47% 
139% bz. Berg. es al — 4 122½ bs 
Aannbar 200 Hk 128 1 — — Berlin-Aahalt. , 18 — 4. 207 ½ ba 4 
do. do. 2M. 44 — — Berlin-Görlitz, . — 4 1116 52 
London 1 Lat...) 3 M. 3% 6.20% bz Berlin-Hamburg, 10% — [4 229% 8 
Paris 800 Frs. 2 MS — Berl.-Potad.-Magd. 14 — 149% bz 
Wien 150 Fl. 8 T.] an bz Berlin- Stettin . 1 12%, 4 192 be 8. 
do. do. 2 u. | 914 be. Böhm. Wostbahn | 8 = 86 |116% ba @ 
Augsburg 100 Fl. 2 M.] 4 56 20 bz. Breslau-Freid. | ® — 4 120% bz 
Leipzig 100 Thir.|8 T. 4% 9%, 6. de, neu — — [5 III E. 
do, do. 2 M. 4½ — — Oöln-Minden . ,. 115 — 4 167 de 
Frankf. a. M. 100 El. 2 KM. do. do, neue 5 — s 115 bz G. 
Petorsburgl00 8B. 3 M. 6 ½ 807 bs. Duz-Bodenbuch B. 5 — 5 64% da G 
Warschau 90 SE, 8 T. 6 — G. Gal. O,-Ludw.-B . 8% — |5 [104% bz 
Bromen 8 T. 8 — Hallc-Borau Guben] 4 — 4 | 64% be 
Hannover-Altenb. 5 — s | 82% bs 
Koschau-Oderbsrz] 5 — 6 81% d 
ee 8 1 —. 5 18% de B 
udwigeh,-Bexb, 11 — s 198% br 6 
Fonds und deld-Conrse. Mark- Posener 5 9* — 4 11 de G 
Magdeb.-Halberst. 89 — 4 [136 5e B. 
Freiw. Staate-Anleihe 14 2 102 6. Magdeb,-Leinzie . 18 * — 4 266% bz 0 
Staats-Anl. 4% dige 4% 100% bz. do. Lit. 3 4 — 4 100 % de 8 
dito consolid, |4%|1041% ba. Meinz-Ludwigrhat. Ii — 4 [176 dz 
dito Ackige 4 36% bz. Närschl,-Märk,, 4 — 4 6 8. 
Staats- Schuldscheine, |3%4| 91 nz. Närschl,-Zwoigb,. | 5 — 4 [113 7 G. 
Präm,-Anleihe v. 1865 3% 127½ @. Oberschles, A. u. C. 18 — 3 228% br 
Berliner Stadt-Oblig., 4% 1014 B. d. B 13% =: 37 203 4 hi 
Oöln-Mind. Prämiensch| 312 90% b2.G Oestr.-Fr.-St.-B, . |12 — 15 1206 4 al bz 
(Berliner 4%. 99% be Oester.-Nordwestb] 5 — 5 133%, be 
15 Oontral-Boden-Or. 5 103 bz. Oestr. südl. St.-B.] 4 — 6 1184316 br 
2) do. Unkündb. [5 [102% bz Ostpreuss. Südb.. | 0 — 4 | 48% b 8 
Pommersche. . . 3½ 82 6, Rechte 0.-U.-Bahn| 3 —.|5 26% bz 
8 JPosensche ..... 4. 91% ba E. | Beichenberg-Para| 4½ | — 4% 81%, be 
& (Schlesische, .... [3%] — — Rheinische ... 10 — 4 158 oz 
3 (Kur. u. Meumäörk. 4 95 % ba, Rhein-Nahe- Bahn 0 — 4 | 46%, bz 
Pommersche. . 4 | 96 G. Rumän. Eisenbd. 5% — s [45% br G 
L Posenache 44 B. Schweiz. Wen bahn] 2 — 1 157% bz @ 
© (Preussiecho .. 4 | 94, ba. Stargard-Posener | 4% — 47/100 % bz 
3 Westfäl. u. Rhein. 4 e br. Thüringer 104 — 4 |145 1 
8 (Sächsische 4 | 964, 8. Warschau-Wien . — 51 86% b 8 
Schlesische 4 | 4% br. r BE NE BEE 
\ Eisenbahn- Stemm- Frioritäte -Actien. 
Berlin-Görlitzer . 06% br. © 
Berlin Nordbahn — — 3 69 ns G 
Kurh,’40 Thir.-Locse 74 bz. G. Breslau-Warschaul 5 — s 7% 6. 
Oldenburger Loose 38%, B. Halle-Soran Guben 5 — 82% ba 8 
Hannover-Altenb, | 5 — 6 | 9% br 6 
Kohlfurt-Falkenb.| — — |5 93 eibz 6 
Mae ele ..|0 — 6 8 hr 
Louisd’or — — |Dollara 1.119, g — [Mrsdob-Heiberst. | 3%, — 8% 80 % 6 
Bovereigus 6.22 G. |FrmdBkn, 21 be e 5 FT. B 2 % we B 
Napoleons 5.10% G.|Oest/Bkm, 21% = Saal-Bah = x: 45 125 ‚D2 
Imperiels 5.16 d. |BussjBkn,82% be —— — 6 176% ba 
Bank- und neun -Papiora. 
Ang! 2. e | 7% 5 115% bz G 
3 — iner Bank 18 — li 12icr 8 
x erl. Bankvorein l — 6 
Ausländische Fonds. Berl. Kassen- Vor, 18% bee 220 . 5 
11 255 A2 
Oest, Silberrente . : . 4½ 88 ½ bz. Slo 1 4 0 
do. Papierronte. . „ 4½ 66% 52 Berl. Makler- Benk 25 — 7 [90% b 
= * un 1 104 9% 
do, Lott-Anl, v. 60 |5 | 9 2.6 Berl,Prod.-Nakl-B 8 10 
do, 4er Präm.-Anl, 4 91% f. Borl.Wechslerbnk, 1260 45 Che 85 
40. Oredit-Loone 98 ba. Braunsehw. Bank 8 1 
do. 84er Loos... 7 15 Bresl, Disc, Bonk * J 124% b a. 
do. Süberpfandbr. Nigden d 
ald. .O set Bd Or da 2 Brest Ranger | 3 
Wioner Bilberpfandbr. 5% 91 or. 5. Erdsl, Maklerbänk n 
Russ. Präm.-Anl, v. 129%, bz. Bresakl-Ver BBI 3 41 8 
do. do, 1 5 13144 br. BrProvWechalerB| — 5 1127 8. 
do. Bod.-Ored,-Pfb.. |5 | 91 02.6, Brol. Wechslorbnk. — f 34 9. 
Russ.-Pol. Schatz-Obl. 4 | 77% B. Oentr.-BR. f. Geng 12 4 [18 95 
— 6% bu 0 
Polm, Pfandbr. II. Em. 4 | 77@ Coburgesöred-Bi.|10%, Fee, 
Poin,Liquid,-Pfandbr, 4 | 65% B. Danziger Priv-Bk | 7° |7 1 1 5½ br 
Amerik.6% Anl. p. 186% 2% K ba. Darmst. Groll b., 18 n 
do, do. p.1885j6 | 88% bs. Darmst.Zetteibank| 8 En 1130 6 
do. 8% Anleihe. 5 | 96% 8. Dessauer — W 
Badische Präm,-Anl.. 4 114% B Deutsche BR 8 le 15% 5. 
Baiersche 4% Anleihe 4 II4 g. e ’k 11 See 1 5 hr 2 
Französische Rente | 85% 6 Disc,-Oom.-A., 1 * 8 116% b 2 
Ital. neue 5% Anleihe 5 | 64%, ba.B Genfor Bank — 5 207% 22 . 
Ital. Tabak-Oblig- . |6 | 94% bz. 6 111 157 — er. 25 4 bz 
Raab- Grazer 100 Thir-. 4 f85 B. ee 10% | — 1 = 5 
ani I —.— 7 2 A 2 
Rumänische Anleihe. 8 21.99 7% ba Sener 10% — |% 129% b 
Pirkische Anleihe. 5 | 53% B 2 rundere -B % 118%, 0% 
f 2 Hamb. Nordd. Bk. 122 13 4 185% ba 
Uag.5% St. isenb. Anl. |5 | 78% B. ee 115 e 
Hanuovar'schs do. — — 5 Jin, 9 B 
15 . Rk. — — 4 193% 0: 3. 
‚sche 35 Pl. Loose 40 bas. 1 — = 4 12% be 8 
Bes ue . Pb. Anl. 25 ½ bad. ee do. ti 8 = 52 f. 
Schwedische 10 Thlr.-Looss — — Fr rule u Ho 
Finnische 10 Thir,Zoose 104, B. Eioxambursartdo.li2 — 1 144% b. 
Magdeburger do, 279 53%, 107½ bz B 
Melninger 40.12 — 4 185% bz 
Kae Lda.-Bi| 6 — 4 68 8. 
ſchl.Oassenver. 12 — 4 130 dz 6. 
Eisenbahn-Frloritäts-Aetlen. ] Korda. Grundor.-B| 8 — 4 123% b 
Oberlausitzer Bnk. 104% — |5 102% bs B 
Bug-Mirk, Sarta II., 4½ 99 Oest, Credit-Actien| 17% — |5- 120912 :1£ b 
do, UI. v. 81. 365 4 f — 5 &, Ostdeutsche Bauk| — — 6 102% 6. 
do, do, & ÖstdProducten-Bi | — 8 87 63. 
do. N ihabe 5 104 A. B. Posener Bank . . 84% — 4 112½ 8. 
Breslau-Frefb. Litt. D. 4% 99%, bz. G. Pos. ProvWechslb.| — — 4 [101% b @ 
do, 80. G. 4% 99 ½ br. G, Preuss. Bank-Acf. 12%10 — 4 190% br 
do. do, H. 4½ 99% bz. G. Pr. Bod.-Cr.-Act.- BIA — 15 lea da G. 
Oöln-Mindoa I. 4 | 919 6. Pr.Centrel-Bod.Or.| 3% — 5 183¼ ba © 
ao. do 40. 4% 99%, bs. Pr. Credit-Anstalt| — 24 |5 143 ne 6 
do. do. W. 91 br Prov-Mocheler- BE — | — 68 da 6. 
do. do, V. 4 % 6 Sächs, B. 6086 l. 8. 10 | — 49% br 
Körkiscb-Posenar. . . |5 102½ @ Sächz. Cred.-Bank 11 — 1 1130 0 @ 
Nirschl-Märkische. . 2 | 93% Schles, Bank: Vor. 1a — 3 [164 bz 
do. o, III. 4 925 Schl. Nereins- Bank- — 5 09 ½ 52 0 
do. do, IV. % 101 @ Thüringer Bank, 19 fl s 32 52 
Närschi, Z web. Hit ©. s 02 @. Ver.-Bk. Quistorp.|is is 3 1 20. 
do. D. 5 102 8. Weimar. Bank. . | 7 — 2 1118 
Oberschlon, „4 — Wiener Unionbenk — o 180% bz 
A 3% 63% 4 me 
do. € 3 2 91 . Berl. Eisenb. Bed- A0 — |5 [187 et bs @. 
do. D. 4 | 91% 6. Görlitzer 40. 0 — 3 | 76 d⸗ 
do. E., 3% 83½ h. Oberschles, do.) & — s 165% dz G 
. a 109 02 G. Märk.SchlMasch-0| — — 6 67 . 
do, G.. „ 4% 100 97.6, Nordd, Papierfabr.| Bi... | -- |5 | 38% ba 8 
40. 1 40 100 br. G. Westend, Cowm-G ie 17 5 192½ be @ 
do. „ een 5 102% be. G. Baltischer Lloyd. 10 5 | 77 1: @ 
do. Brieg-Neisse. 4% 99 8. Bresl. Bierbrauerei — 6 29 
Oosol- Öderb, h 491% do. verein. Oelfab.“ — 5 88 55 
do, eo. 1. 4 — — Bresl. E- Wageuba, 23% 4 
da. do. iv. — Erdm. Spinnerei, | — — sé | 87% + 
ao AO HILTON 5 102% ©, Hoffm’s Waga,.Tab | — — 6 8175 
Ostpreuss, ZGüdbaim . 5 101% 6. 8. Act, Br. (Scholtz. s 1 6 
Rechte-Oder-Uter-B. . |& 102 6 do, Porzellan .| — 8 106% dz 
Schlesw. Eisenbahn . 4% 981% b. c Schl. Leinonindust.|10 - 15 1084, bz @ 
Stargard-Posen III. Em. 4% 99 5 Schl. Tuchfabrik [il — se 106½% B 
Lermberg-Ozernowitz. 5 | 71%, ba. E. do. Wazomb.\nat.| — 94 
do. 5 II. |5 80 b. Donnersmarkhütteſ — — s 10% b. 
do. ao. III. |6 12 b% n Könies- u. Leurah. 14 ¼ 5 1266 „% ©. 
@al.Corl-Ludw.-Batın, ö 93% bz. B Lauchhammer. — — 117%, ba € 
do. do. neue s | 90% bi. Marienhütte - 133 or 6 
Kaschau-Oderberg .. |5 | 86 or B. Minerra 20 et 5 
Kronpr, Rudolph- Bun |E 81 G. 0.Schl Eisenwerke 11 3 | 48 o 4, 
Mähr.-Schl. Centralbhn. ß | 82% ba. G. Bedenhütte - 10 > 1195 52 6. 
Helge Französische [s 12971, bz. Schl. Kohlen werk“ — — 65 1244, bz 
do, neue 3 [2861 bz. Schlos. Zinkb.-Act | & — 3 116% dz 6 
äo. südl, Stentebhn. 4 128342 ba. a, St-Pr-Ac|6 | — 116% in q 
do, neue 252 bz. G. Tarnowitz, Bergb.| 9 — I 312½ bz 6 
do. lea; . 5 | 88 B. Eyp.Pfab.d.Pr.Bod| — — |. 103 dr 8 
Chemnitz-Komotau, . 5 | 94 bz.B, Pomra,Hyp.-Briefel| — | — 4s 102 bz 
Prag. Dun. 5 | 86% br. B Gotb. Przin.-Pfudb.“ — — 15 106% n. 
Dux-Bodenbach , 5 | 8 B. Meininger pr mpfbſ — — 1 6% 6 
Rockford Rock leland 7 34½ b. Pr. Myp.-Vers.-Act. 12 — 1 121 8. 
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Aus Wolfes Telegr.⸗Buresn.) 


Verſailles, 4. März, Abends. Die Rede Thiers beſagt im We⸗ 
ſentlichen: Dufaure habe dem eigentlichen Gedanken der Regierung 
Ausdruck gegeben: er werde deſſen Erklärung weder verbeſſern noch 
abändern, ſondern nur vervollſtändigen. Den Geſetzentwurf der 30er]? 


Commiſſion nehme er vollſtändig an. Das Hauptgewicht muß er auf 


Art. 4 legen, nicht etwa, um die gegenwärtige Regierungsform zu 
einer definitiven zu machen, ſondern um Mittel zu gewinnen, voll⸗ 
ſtändiger wie bisher die Pflichten gegen das Land und die Verſamm⸗ 
lung zu erfüllen. Unter dem Kaiſerreiche habe er Freiheiten verlangt, 

welche er für nothwendig gehalten; heute verlange er Einrichtungen, 
die ihm nothwendig erſcheinen. Vor Allem ſei erforderlich, daß die 
Regierungsgewalt Beſtand gewinne; er müſſe den Geſetzentwurf beſon⸗ 
ders deshalb befürworten, weil ſich das Bedürfniß des Zuſammen⸗ 


geltend mache. Er hoffe, die Verſammlung werde nicht auseinander⸗ 
gehen, ohne Einrichtungen hinterlaſſen zu haben, in welchen die Ord⸗ 
nung einen Stützpunkt finde. 

Während die monarchiſchen Parteien die aufrichtige Ueberzeugung 


„hätten, daß die Monarchie die einzig mogliche Regierungsform fei, 


glaubten die Republikaner ebenſo an die alleinige Möglichkeit der 
Republik. Dieſer Gegenſatz der Meinungen nöthige zur Toleranz; 


nichtsdeſtoweniger werde die Regierung, welche das Gleichgewicht unter 


den Parteien aufrecht zu erhalten ſuche, angeklagt, ihr Spiel mit 
denſelben zu treiben, während doch die Unparteilichkeit der einzige Be⸗ 
Thiers hob ſodann hervor, daß der 
Vertrag von Bordeaux auf die gegenwärtigen Verhällniſſe ebenſogut Anwen⸗ 
dung finde, wie auf die polſtiſche Sachlage, aus welcher er hervorge⸗ 


gangen; er habe gegen keine Partei ſich der Untreue ſchuldig ge⸗ 
macht. 


Der Pact von Bordeaux bezeichnete für die Einen die Scche⸗ 
rung der gegenwärtigen Zuſtände, für die Anderen die Freiheit, welche 


3 6, die Zukunft bringen werde; für mich bedeutet derſelbe die treue lohale 


E füllung meiner Pflichlen. Der Präſident deulete alsdann auf die 
Beendigung der Occupation hin und hebt hervor, daß der Augenblick 
der Befreiung nahe ſei, von der Weisheit der Verſammlung hänge es 
ab, die betreffende Friſt noch zu verkürzen. Wir haben ein zwelfaches 
Vaterland zu vertheidigen unſern vaterländiſchen Boden, dann den Zuſtand 


der Ordnung und Ruhe. Gern würden wir mit unſerm Blut den Boden 


unſers Vaterlandes beſreit haben; es iſt uns wenigſtens gelungen, die Ord⸗ 
nung wieder herzuſtellen. Vertrauen und Wohlſtand kehren wieder. 
Es ſei nicht rathſam, die Republik förmſich za proclamiren, aber es 


ſmülſſe Etwas geſchehen, um das gegenwärtige Proviſorium zu conſo⸗ 


ltotren. Das ſei die in der Botſchaft ausgedrückte Meinung geweſen. 
Die Verſammlung hatte die Aufgabe, den Frieden abzuſchließen, 
herbei zu führen. Sei 
dies erreicht, To habe die Verſammlung das Mandat erfüllt. Gegen⸗ 
über dem Widerſpruch, der ſich von der Rechten gegen dieſe Aeußerung 
erhebt, erklärt Thiers: Er verſtehe darunter nicht die Auflöſung der 
Verſammlung an einem beſtimmten Tage, aber man dürfe doch an: 
nehmen, daß noch dieſes Jahr das Ende der Arbeiten der National 
Verſammlung ſehen werde. Uebrigens ſei die Republik die legale Re⸗ 
gierungsform des Landes. Als darauf von verſchiedenen Seiten der 
nur prooiſoriſche Charakter der Republik betont wird, fährt Thiers 
fort: Es handele ſich nicht darum, die definitive Republik zu begrün⸗ 
den, jedenfalls aber müſſe die Republik conſervativ ſein; eine 
Monarchie ſei augenblicklich unmöglich. Der Präſident ſchließt, 
indem er der Verſammlung dringend empfiehlt, behufs Gr: 


reichung des patriotiſchen Zweckes bei der Beurthellung der verſchiede⸗ 


nen Meinungen tolerant zu verfahren; er werde die Republik als ein 
ihm anvertrautes Pfand treu bewahren; möge die Verſammlung den 


vorliegenden Geſetzentwurf, welcher durchaus im Intereſſe des Landes 


liege, annehmen. (Lebhafter Beifall in beiden Centren.) Es folgt 


[darauf die Annahme der Einleitung zum Geſetzentwurfe der Dreißlger⸗ 


Commiſſton mit 475 gegen 199 Stimmen. 
Madrid, 3. März. Der Miniſter der auswärtizen Angelegen⸗ 
heiten, Caſtelar, legte in der heutigen Sitzung der Nationalverſamm⸗ 


lung einen Geſetzentwurf, betreffend die officielle Wiederherſtellung der 
ſpaniſchen Geſandtſchaft in der Schweiz, vor. — Dem „Imparcial“ 


zufolge weigern ſich Truppenabtheilungen, welche die Carliſten in der 
Provinz Lerida verfolgen ſollten, ihren Führern Gehorſam zu leiſten. 
Eine Commiſſion, aus Deputisten der betreffenden Provinz beſtehend, 


hat ſich ſofort dahin begeben, um die Ordnung wieder herzuſtellen. 


Genf, 4. März. Das „Journal de Geneve“ veröffentlicht die 


von einer, aus 300 nattonalgefinnten Katholiken beſtehenden, Verſamm⸗ 
lung an den Pater Hyacisth gerichtete Einladung, ſich in Genf ein⸗ 


zufinden, ſowie die Antwort des Letzteren, daß er zu den gewünschten 
Beſprechungen und Conferenzen in Genf eintreffen werde. 

Liſſabon, 4. März. Die Deputirtenkammer nahm heute einen 
Geſetzentwurf über Abänderung gewiſſer Eingange⸗ und Aus fuhrzölle 


an und genehmigte in geheimer Sitzung einen Zaſatzastikel zu dem 
Handelsvertrage mit Frankreich. Die Auslieferungsverträge mit Bra⸗ 


ſilen und mit Deutſchland gelangten darauf gleichfalls zur Annahme. 
London, 4. März, Nachts. Unterhaus. Der Generalpoſtmeiſter 
erklärt auf eine Anfrage: Die Poſtverbindung mit Ilalten via Bel: 


gien und Deutſchland ſei nicht zuftiedenſtellend; via Frankreich ſei das 
, Porto ſehr hoch. Die Regierung bemüht ſich, die Einlegung eines 


beſonderen Poſtzugs zu erlangen; fie hoffe zu reuſſiren. 

Bukareſt, 3. März. Der Senat hat mit 31 gegen 7 Stimmen 
das Geſetz über die Beſteuerung des Spiritus in Uebereinſtimmung 
mit dem Enwurfe der Depulirtenkammer angenommen. Die Depu⸗ 
tirtenkammer iſt in die Berathung der Vorlage über den Anſchluß der 
rumäniſchen an die öſterreichiſchen Elſenbahnen eingetreten. 

Belgrad, 4. März. Der bisherige Staatsſeeretär im Miniſterlum 
des Innern, Cola Jowanowits, iſt, dem „Vidoodan“ zufolge, zum 
Unterrichtsminiſter ernannt. 

Waſhington, 3. März. Seitens der Modoc⸗Indianer ſind die 
von der Militärbehörde geſtellten Bedingungen, wonach denſelben im 
ſüdlichen Theil von Californien Wohnſitze angewleſen werden, ange: 
nommen worden. — Die Port⸗Royal⸗Eiſenbahn, welche den atlanti⸗ 
chen Ocean mit dem Miſſiſſippt verbindet, iſt jetzt vollendet, 


Schweizer Tafel⸗Butter, 
feinfte Qualität, täglich friſch, owie gute Kochbutter smpfiehlt 


Johann Böhm, 
Oderſtraßſe 40. 


68375 


Durch einen Gelegenheitskauf habe ich eine bedeutende Partie Cigarren 
billig erworben, und um dieſelben wieder ſchnell in's Geld zu ſetzen, ver⸗ 


taufe ich Havanna -Gigarren a Mille 13, 15, 16, 


18, 20 und 25 Thlr., welche durchſchnittlich 30 pCt. mehr Werth ſind. 
Alte Handarbeit⸗Cigarren werden wegen ihres an Ausſehens zum 
„ Koſteupreiſe à Mille 8, 10, 12 und 13 Thlr. abgegeben. [2638] 


. Gonschior, Weidenſtr. 22. 


— — 


Trobdem die Kaffeepreiſe enorm geſtiegen ſind, bin ich doch noch 17 der 
Lage, von meinen alten Vorräthen 13648] 


Plantagen Mocca -Oaffee, 


vorzüglich fein im Geſchmack, 15 bei 10 Pfd. à 11½ Sgr., im Ballen 
1 Pf. 11% Sgr., gebrannt à Pfd. 15 Sgr., zu verkaufen. i 
Domingo⸗Bruch⸗Kaffee, kräftig und rein im Geſchmak, à Pfd. 8 Sgr. 


A. Gonschior, warn 
a8. Knappe’s ee 
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Bade reine a chte Weine zu äußerft ſoliden Pielſel 
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